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10. Oktober, dem weltweiten Tag der

Solidarität mit Cuba. Die zentrale Forde-
rung ist die Beendigung der Blockade gegen

Cuba. Während dort mit der Blockade ein

Land erdrosselt werden soll, das sich immer

noch nicht dem Imperialismus unterworfen

hat, ist hier in Europa das Imperium (so wird
in Cuba der Yankee-Imperialismus genannt)

mit seinen eurpäischen Verbündeten dabei,

ihre Politik mit »anderen Mitteln« fortzuset-

zen, mit Krieg. Umso wichtigeristes, das Pro-

jekt Cuba,als ein Symbol gegen die Allmacht

des Imperialismus, zu unterstützen.

D) ie vorliegende Ausgabeist geprägt vom

Dolores, also Schmer-

zen, verbreitet dieser

Tage auch die DAIM-

LER BENZ Aerospace
mit ihrem gleichnami-

genRationalisierungs-
programm,- zumindest für die (noch) Be-

schäftigten. Zeitgleich erscheint das Logo von

Daimler Benz, »der gute Stern aus Sindelfin-

gen«, auf dem Titel der GranmaInternacional
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über der Schlagzeile: »Nach 34 Jahren-

Rückkehr auf die Insel« . Auf Seite 11 der

Granma heißt es dann: »Mercedes-Benz

Handelsvertretung bis 1961 aktiv.« Ist

mensch nunein wenig mit der Geschichte Ku-

bas vertraut, drängt sich die Schlußfolgerung

auf, daß die Abwesenheit von Mercedes-Benz

möglicherweise mit jenen »Dolores« zusam-

menhängt, die die kubanische Revolution und

der sozialistische Weg Kubasin den folgen-

den 34 Jahren in den Köpfen der Daimler

Benz- Manager auslöste.

Auch in dieser

Ausgabe befassen

wir uns mit der

komplizierten und

widersprüchlichen

ökonomischen Si-

tuation des revolu-

tionären Cuba. Leider können wir noch nicht

über das neueInvestitonsgesetz berichten, da

es uns noch nicht vorliegt, aber die nächste

Ausgabe wird es sicher behandeln.

    
  
  
  
  

 

    
   
  
  
     

  
Eigentumsvorbehalt
Neene
halt ist die Zeilschrit solange
Eigentum des Absenders, bis
sie dem/der Gelangenen per-
sönlich ausgehändigt ist. Zur-
Habe-Nahmeist keinepersön-
liche Aushändigung im Sinne
des Vorbehalts. Wird die Zeit-
schrift dem/der Gefangenen
neneo
ist siedemAbsender unter An-
gabe des Grundes der
NUSIENSIEHRIeTutEzurückzu-
Sea
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_ Weltweite I tionen gegendie Blocka
- R.Robainar

DieVerlus
Europäi
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10. Oktober
Weltweiter Aktionstag

 

gegen die Blockade

 

Anläßlich des weltweiten Aktions-
tags gegen die Blockade, der auch für
uns der Höhepunkt der diesjährigen
Cuba-Solidarität sein soll, haben wir

uns ein wenig umgehört, was in ande-
ren Ländern an Aktionen geplantist.
Zum größten Teil wollen wir uns hier
auf die zentralen Aktivitäten be-

schränken. Leider war es bedingt
durch die Sommerferien recht
schwierig, die Antworten noch vor
Redaktionsschluß zu bekommen,aus-

führliche Informationen bekommtIhr

jedoch in unserer Sonderausgabe
zum 10. Oktober.

USA

14. Oktober: »Protesttag« gegen die

US-Blockade!
In zahlreichen regionalen Konfe-

renzen gegen die Washingtoner Cu-

ba-Politik, wurde der14. Oktober zum

landesweiten »Protesttag« erklärt. An
diesem Tag werden zentrale Demon-
strationen in Atlanta, Chicago, San

Francisco und NewYork stattfinden,

zu denen folgende Forderungen auf-
gestellt wurden: Schluß mit der
Blockade gegen Cuba, Aufhebung des
Reiseverbots nach Cuba für US-Ame-
rikaner, Respekt vor der Souveränität
des Landes sowie die Normalisierung
der Beziehungen zwischen den Verei-

nigten Staaten und Cuba.
Neben zahlreichen politischen, so-

zialen und zivilen Organisationen

nahmen besonders an der Konferenz
in Miami auch Vertreter von Organi-

sationen der cubanischen Gemeinde
teil, die sich gegen die US-Blockade
und für eine Normalisierung der Be-
ziehungeneinsetzen. U. a. die »Coali-
ciön de Miami contra el Embargo a
Cuba« (Vereinigung gegen die Block-
ade), die »Brigada Antonio Maceo«,

sowie die »Alianza de Trabajadores en
la Comunidad Cubana« (Bund der Ar-
beiter der cubanischen Gemeinde).
Andres Gomez, einer der Vorsitzen-
den des Netzwerks der Cuba-Solida-
rität, die die Konferenzen organisiert
hatten, sprach bei dieser Gelegenheit
über die aktuelle Situation in Cuba
und die Verschärfung der Konflikte
unter den rechten US-Cubanern in

Miami. Andres Gomezist auch Vorsit-
zender der Brigade Antonio Maceo,
ein Zusammenschluß von US-Cuba-
nern, die die Revolution unterstützen.

CANADA

Bisherist im Gespräch ein nationaler
Aktionstag gegen die US-Blockade am
14. Oktober in Toronto sowie evll. in
weiteren Städten.

England

Neben zahlreichen lokalen Aktivitä-
ten am 10. Oktober, wird am 14. Okto-
ber eine zentrale Demo in London

stattfinden.

Schweden

Als Höhepunkt der Aktivitäten sind

Demosfür den 14. Oktober in Stock-
holm, Göteborg und Malmögeplant.

el
n
e
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Frankreich

Hier soll ebenfalls eine zentrale De-
mo am 14. Oktober in Paris stattfin-
den.

Spanien

Da vom 10. - 15. Oktober das nationa-
le Treffen der Cuba-Solidaritätsgrup-
pen in Barcelonastattfinden wird,ist
eine Demonstration in Barcelona,

evil. auch Madrid, geplant. Genaue-
res weiß man jedoch erst nach den

Sommerferien.

Mexico

Hier wurde eigens für den »Interna-
tionalen Tag gegen die Blockade«ein
Netzwerk gegründet mit dem Namen:
Für Cuba undfür uns sagen wir NEIN
zur Blockade! Ziel ist es am 10. Okto-
ber durch zahlreiche Aktivitäten Pu-

blizität zu erlangen. Geplant sind ver-
schiedene Foren, Seminare, wobei es

hauptsächlich um die Folgen des
Helms-Burton Bill für Cuba, Lateina-

merika und den Rest der Welt gehen
soll. Auch soll an diesem Tag eine Pro-
testaktion in der US-Botschaft in Me-

xico Stadt stattfinden. Die Aktivitäten
werden sich schwerpunktmäßig
gegen das Helms-Burton-Gesetz rich-
ten.

Chile

Geplant sind verschiedene Aktivitä-
ten am 10. Oktober, u. a. eine Demo
vor der US-Botschaft.

Weitere aktualisierte Informatio-
nen aus Lateinamerika, der Karibik

und den europäischen Nachbarlän-
dern gibt es in unserer Sonderausga-
be zum 10. Oktober. Wir freuen uns
auch über jede zusätzliche Informati-
on, falls Ihr Beziehungen zu Gruppen
in anderen Ländern habt.
Und nochetwas: In unserer Sonder-

ausgabewollen wir versuchen, sämt-
liche bundesweit stattfindenden Akti-
vitäten am und um den 10. Oktober
1995 anzukündigen. Hierbei sind wir
natürlich auf Eure Hilfe angewiesen.
Falls Ihr eine Veranstaltung geplant
habt,teilt uns diese bitte unter Anga-
be des Veranstaltungortes, ete. mit, so

daß alle Interessierten sich in ihrer

näheren Umgebung orientieren kön-
nen.



  

Die Verluste durch

die Blockade
usammenfassung der Zusatzinformationen zum

Bericht des kubanischen Außenministers Rober-

to Robaina an den UN-Generalsekretär über die

Blockade

1:
Verluste in den Bereichen

Finanzen, Wirtschaft und Handel

Seeverkehr: Die Verluste wegen über-
höhter Preise für Importprodukte so-
wie wegen verteuerter Frachtkosten
belaufen sich allein für das Jahr 1994
auf ca. 60 Millionen US-$ und entspre-
chen somit in etwa dem Niveau von
1993.

Verluste in den wichtigsten Berei-
chen:

- Import ausgewählter Nahrungsmit-

tel: 35,9 Mio. US-$
- Import von Erdölprodukten: 8,4 Mio

US-$
- Import von Rohstoffen: 2,2 Mio. US-$

Exportverluste, insbesondere bei Er-

zeugnissen der Zuckerindustrie

Beim Einkauf chemischer Produkte

und Brennstoffe entstanden 1994 zu-
sätzliche Kosten wegen höhererPrei-
se und Frachtkosten,die sich aufüber
8 Mio. US-$ beliefen.
Transaktionen mit Tochterunter-

nehmen US-amerikanischer Firmen
in Drittländern: infolge des Torricelli-
Gesetzes praktisch nichtexistent.
Die US-Regierung hat Verhand-

lungsabschlüsse jeglicher Art weiter-
hin minutiös und systematisch ver-

folgt. Im letzten Jahr wurde die kuba-
nische Regierung von Vertretern

zweier wichtiger Firmen davon in
Kenntnis gesetzt, daß für Kuba ge-
plante umfangreiche Investitionsvor-
haben im Tourismussektor wegen di-

rekten Drucks gestoppt würden. Ein

kanadisches Unternehmen,das in be-

deutendem Umfang Papier und Holz
nach Kubagelieferthatte, teilte kürz-
lich mit, die Handelsoperationen

könntennichtfortgesetzt werden. Ein
mexikanisches Unternehmen, das an

einem wichtigen Projekt zum Aufbau
der kubanischen Erdölraffinerien be-
teiligtist, erhielt Besuch von US-ame-
rikanischen Regierungsvertretern.

Diese erklärten, die Geschäfte des

Unternehmens mit Kuba verstießen
gegen bestehende Vereinbarungen
zwischen Mexiko und den USA und
könnten die Beziehungen zwischen

beiden Staaten belasten.
Die US-Regierung hatihre Maßnah-

men zur Torpedierung der Verhand-
lungen fortgesetzt, die Kuba mit dem
Ziel einer Fertigstellung des ersten
kubanischen Atomkraftwerkesführt.
Anfang 1994 versandte die US-Re-

gierung erneut ein Dokument aneine
große Gruppe von Staaten, in dem

er seine Geschäfte mit Kuba
nicht weiterführe.

Nach vorläufigen Schätzungen
belaufen sich die Gesamtverlu-
ste für die kubanische Volkswirt-
schaft unter Berücksichtigung
der Einnahmeausfälle und der
durch die Blockade verursach-
ten zusätzlichen Kosten 1994 auf 1
Mrd. US-$. Dieser Betrag entspricht
50% der Gesamtimporte des Landes
in dem bezeichneten Zeitraum.

2.

Beeinträchtigung der Gesund-
heitsversorgung, der Ernährung

und sonstiger soziokultureller

Rechte des kubanischen
Bevölkerung

1989 war die Ernährungslage der ku-
banischen Bevölkerungdeutlich bes-
ser als in Ländern mit einem ähnli-
chen oder höheren Entwicklungs-
stand.
Wenn wir als Ausgangsbasis das

Jahr 1989 zugrundelegen, so ist die
tägliche Nahrungsmittelversorgung
pro Kopf seitem deutlich zurückge-
gangen: Die Zufuhr von Proteinen
verringerte sich um 40%, von Fett um

 

diese vor Investitionen in Kuba und
deren negativen Auswirkungen auf
die bestehenden Geschäftsbeziehun-

gen gwarnt wurden. Zu den Adressa-
ten gehörte u.a. auch der spanische

Unternehmerverband (Confedera-
ciön Espanola de Organizaciones Em-
presariales) und das venezolanische
Außenhandelsinstitut.
Im Februar dieses Jahres erklärte

der Vertreter einer holländischen Fir-
ma, die regelmäßig Ersatzteile und
sonstige Produkte für die kubanische
Fischereiflotte nach Kubaliefert, daß

er von US-amerikanischen Behörden
unter Druck gesetzt wordensei, damit

CUBA
LIBRE

64%, von Vitamin A um 67% undVita-

min C um 62%, von Eisen um 22%

und Kalzium um 19%. Die Mange-
lernährung wirkt sich insbesondere
bei schwangeren Frauen und Kindern
unter fünf Jahren massiv aus. Bei
Schwangeren und Kindern im Alter
von sechs Monaten bis fünf Jahren
tritt gehäuft Anämie auf.
Der Prozentsatz von Neugeborenen

mit Untergewichtist von 7,6% (1989)
auf 9% (1995) angestiegen. Unter den
Frauen, deren Ernährungszustand
überwacht wird, hat der Anteil der
Frauen mit Untergewicht bei
Schwangerschaftsbeginn von 8,7%



(1990) auf 10% (1995) zugenom-
men.
Im Gesundheitswesen hat der

Mangel an Hygienematerial und
Vektorkontrollen zu einer Ver-
schlechterung der hygienisch-
sanitären Bedingungen geführt.
Die Entstehung und Verbreitung
von Krankheiten wird infolge-
dessen begünstigt.

Wichtige Herstellerfirmen für me-
dizinische Geräte und deren Ersatz-
teile haben offiziell mitgeteilt, daß sie
die bestellten Waren nicht liefern
können. Grund dafür seien von US-
Behördenverfügte Exportverbote, da
zur Herstellung der Produkte Rohstof-
fe aus den USA verwendet bzw. Lizen-
zen US-amerikanischer Firmen ver-
geben wordenseien.

Als Beispiele seien hier genannt:
- Wellcome (Diagnostik), Großbritan-
nien

- ShuberSeal, Dänemark

 

- Ohmeda, Großbritannien
- Hospal, Bundesrepublik Deutsch-
land

- Janssen, Belgien

- Miramed,Italien

Ein besonders dramatischer Fall ist
der Bedarf an Herzschritimachern.
Kuba hat solche Schrittmacher seit
Jahren von der Firma Teletronics
(Australien) und Siemens Elema
(Schweden) importiert. Beide Unter-
nehmen haben mitgeteilt, daß sie ihre

Geschäftsbeziehungen mit Kuba
nicht fortsetzen könnten.

8.
Weitere Folgen der Maßnahmen,

die von den Vereinigten Staaten

am 20. August 1994

verfügt wurden

Geld- und Paketsendungen kubani-

scher Staatsbürger, die im Auslandle-

ben, an ihre Familienangehörigen in
Kuba: Die Menge an Medikamenten,

die im Rahmen der Familienhilfe an
Einwohnerder Insel verschickt wur-
den, belief sich 1995 auf ca. 500 Ton-

nen. Als Folge der im Augustverhäng-
ten Maßnahmenist die Lage beson-
ders schwierig geworden, und zwar

sowohl aufgrund der Reisebeschrän-
kungen als auch der Unterbindung
von Geldsendungen.
Aufgrund der Entscheidungeiniger

Kubaner, über Drittländer nach Kuba

zu reisen, hat die Kontrollabteilung
für ausländischenBesitz des State De-
partment damit begonnen, die beste-

henden Bestimmungen zum Verbot
von Reisen nach Kuba gezielter um-
zusetzen. So droht sie für solche Rei-
sen mit der Verhängungvon Geldstra-
fen in Höhe von bis zu 10.000 US-$,
Gefängnisstrafen von bis zu fünf Jah-
ren oder auch mit beiden Sanktionen.

 



 

 

Widerstand ist nicht umsonst.
denn esist richtig, gegen Kapitalismus,
Rassismus, Faschismus, Sexismus und

. Imperialismus zu kämpfen!

„Widerstand lohnt sich!

 

 

 

Widerstand ist nicht umsonst...
denn leider sehen die Kapitalisten, Rassisten,

Faschisten, Sexisten und Imperialisten nicht
ein, daß sie überflüssig sind und überziehen
die, die sie bekämpfen mit Verfahren und Pro-
zessen, wie am 13.6.95 wegen RADIKAL,
K.O.M.LTE.E. , RAF und AIZ.. Fünf Genossen

sitzen im Knast- gegenca. 50 laufen Verfah-
ren unddeshalbgilt auch:

„Widerstandkostet Geld!
alsospendet :

TEAloenenil)
Ka FALkTR Stichwort: ann
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30.Juni 1995:
Der Deutsche Bundestagbeschließt

den Kriegseintritt
‚Augustin, Anneliese; Augustinowitz, Jürgen; Austermann, Dietrich; Bargfrede, Heinz-Günter;Basten,FranzPeter;
Meiurd; Dr BergnanPol, Sabine;ingHansDiD. Blink, Joseph:Theodr; Blank,Rense; D.Bles,

Dr. Bölmer, Maria; BörnsenlanWolfgang; Dr. Böisch, Wolfgang; Bohl, Fidneh; ‚Borchert, Jochen;
Brudiewsky, Monika; Brunahuber, Georg; Bühler(Bruchsal),

   
        

E ing. ar; Kanthe
fünchen), Hat Kinken, Uich; Kohler.

‚Harunut; Koslowski, Manfred; „Thom:

Ing, Schmidt (Hansbrücke), Joachim; Schmid (Mülheim), Andh
chnicber-Jastrum, Bit; Dr. Schockenhioff, Andısas; Dr Sol, RıEnke; Schlze (rin), Dieihrd; Schulhof, Wolfgang: Dr. Schulte (Sch

esDiShareSig, uisanSsanlmesseite
5 Singhammer, Johannes; Sohmann,Bärbel; Spte, Margarete; Spran

‚Gerhard; Storm, Andreas, Stuubinger, Max;SühgeOpfer, Träger, Gonfried; Dr. Ve
dar; Graf von Waldburg-Zeil, Alois; Dr. Warnke, Jürgen; Wetzel, Kersten; Wihel (Mainz),

Üinmann (Tännesbers), Simon; Wohl, Dagmar; Wonncherger, Micacl, Wülnng,

‚Schmidt (Pürth), Christian;

 

   

 

   

  

  
  

barKaeDie; Ua,Can

 

SPD: Andres, Gerd; Berger, Hans; Börnsen (Ritterhude), Arnc; Braune, Tilo; Dr. Brecht, Eberhard; Burchardt, Ursula; Duve, Freimut; Gansel, Norbert;
Kastner, Susanne: Kasining,
Sie,IgiMech,Maus
desheim),  

BannergoneWindSpiierJrOo:TierDietmarVeg(Frank), Karsten Dr WenlebenVerena
Babe, Gets;uun (Augsburg), Hldebrcht; Brehom,Ga

Ike, Rainer; Genscher ich;   

 

  
Carl-Ludwig;Dr. Thomae,

    
  

Haie:Kagel, abe!
AnsRudiRappeGi,ns hu Bimar, Schrani. RoSgeno-

 

‚Klose, Hans-Ulrich; Kolbow, Walter; Kröning, Volker; Krüger,
"ilrin)Chin: Neumann (Biansche), Volker:Naunann(dh), Getlrd

Se, Reinhold; Schild, Horst; Schloten, Dieter;Schultz (Everswinkel), Reinhard;Schultz (Köln)
 

  

   Felimann,OlFrick, ie; Fisaf,
erhardt, Wolfgang

az. Dr. „ Edzard; Dr. Schwaetzer,Imngard; Dr. Solms, HermannOtto; Dr. Stadler, Max; Thiele,
DienerrkJürgen;DrWeng (Gelingen)Wligug

Bünduls90/Grüne: Beck, Marielise; Lippelt, Helmut; Poppe, Gerd; Schoppe, Waltraud

Der folgende Aufruf wurde erarbeitet bzw. wird unter-

stützt von Vertreterinnen und Vertretern von Cuba-Soli-

daritätsorganisationen aus Belgien, Deutschland, Grie-

chenland, Luxemburg Österreich und den Niederlanden.

Der 10. Oktober 1995 wird

zum Tag der weltweiten

Solidarität mit Cuba!
Die Blockade gegen Cuba muß gebrochen werden!

Die Blockade gegen Cubaist ein Verbrechen an der Mensch-
heit. Sie ist ein Akt internationalen Terrorismus gegen einen
souveränenStaat. Die Duldung der Blockade durch die Welt-
Staatengemeinschaft trotz eindeutiger Beschlüsse der UNO-
Vollversammlung der Jahre 1992, 1993 und 1994stelit einen

eklatanten Bruch des Rechts auf Selbstbestimmungder Völ-
ker, jedes Volkes, also auch des cubanischen Volkes, dar.

Die Blockadeist weit mehr als ein US-amerikanisches Wirt-
schaftsembargo. Sie ist Ausdruck davon, daß die mächtigen
Staaten dieser Erde willens und- teilweise- in der Lagesind,

den kleineren, unterentwickelt gehaltenenStaatenihren Stand-

punkt aufzuzwingen. Gerade deshalb soll sie nach dem Wil-
len der USA aufrecht erhalten und sogar verschärft werden.

Gerade deshalb muß siefallen.
Cubas Errungenschaften, beispielsweise im Gesundheits- und
Erziehungswesen, die Verteilung des gesellschaftlichenReich-

tums sind nicht nur in Lateinamerika vorbildhaft. Cubas Er-
fahrungen undErfolge zeigen den Völkern, daß es eine Alter-

native zu Abhängigkeit, Elend und Enimündigung gibt. Die
Blockade gegen Cubaist auch der Versuch, den Ausweg, den

die kleinen, abhängigen und unterdrückten Völker haben, zu

blockieren.
Die Verteidigung des Rechts auf Selbstbestimmung für Cuba

ist ein Beitrag zum Erhalt des Weltfrieden, denn dieser kann
nur durch die Sicherung und Durchsetzungdes Selbstbestim-
mungsrecht der Völker erhalten werden.
Unsere Aufgabe ist es, dafür Sorge zu tragen, daß unsere je-
weiligen Regierungen ebenso wie unsere Vertreter im Euro-
paparlament- die alle auch in unseremNamen sprechen - sich

nicht nur gegen die Blockade Cubas stellen, sondern dafür
eintreten, die Beschlüsse der UNO-Vollversammlung auch

durchzusetzen.
Cubagilt unsere uneingeschränkte Solidarität!

Aachen, den 2.7.95

CUBA
LIBRERE



  

  

rs

 

Praktizierte Demokratie
on den bundesdeutschen Medien weitgehend

 

ignoriert, fanden am 9. und 16.Juli ‘95 in Cuba

die Gemeindeparlamentswahlen, vergleichbar

mit hiesigen Kommunalwahlen, statt. Rissen sich 1993

die Pressevertreter noch im Herbst ‘93 um die Mög-

lichkeit zur »Wahlbeobachtung« bei den Wahlen zur

Nationalversammlung, so scheinen die jüngsten Kom-

munalwahlen eher unspektakulär eingeschätzt zu wer-

den.

Zumindest die Linke sollte sich vor
einer solchen Fehleinschätzung hü-
ten, geht es hierbei doch umprakti-
zierte Basisdemokratie, wie sie an-

dernorts, so auch in der BRD, unvor-
stellbar ist.
Die oben bereits erwähnten Wahlen

zur Asamblea Nacional (Cubanische
Nationalversammlung) sowie zu den
Provinzversammlungen und den Or-
ganen der Poder Popular (Volks-

macht) findenalle 5 Jahre, die Wahl-
en zu dem Gemeindeparlamentenal-

le 2 1/2 Jahrestatt.

Die wenigen Kurzmeldungenin der
hiesigen Presse berichteten unisono,

daß diese Wahlen wohl nicht ihrem
Verständnis von Demokratie ent-
sprächen, da es nur die Wahl zwi-

 

und Kandidaten gegeben habe und
diese seien auch noch sozusagen von

der Kommunistischen Partei »vor-
sortiert« gewesen.
Auch dies wieder ‘mal ein Beispiel

für gezielte Desinformationspolitik
gegen Cuba. Wie sieht die Realität
aus?

Basisdemokratie konkret

Die Delegierten zu den Gemeinde-
parlamenten werdenin direkter,frei-

er und geheimer Wahl bestimmt. In-
teressant ist das Procedere der Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kan-
didaten.
Vorab sei an das Verfahren in der

BRD erinnert: Hier wird die Kandida-

 

 
    
  

punkten durch die maßgeblichen 5 -5
Parteien festgelegt. Kleine Parteien

müssen erst eine aufwendige Unter-
schriftensammlungfür die Zulassung
ihrer Kandidatinnen und Kandidaten
durchführen.

Auf Cuba sind die Wahlkreise in bis
zu 8 Unterbezirke aufgeteilt. In die-
sen Unterbezirken finden Wahlver-
sammlungenstatt, auf denen von der
Bevölkerung Kandidatinnen und Kan-

didaten benannt werden. Entgegen
anderslautenden Gerüchten gibt es
weder Kandidaturen von Parteien

oder Organisationen (sondern nur
von Einzelpersonen) noch eine ge-
setzlich vorgeschriebene Wahlpflicht.
Es müssen mindestens zwei, max.

acht Kandidatinnen und Kandidaten
benannt werden. Die Ernennung der

Kandidaturen erfolgt durch die Wahl-

versammlungen der Bevölkerung in
den Unterbezirken. Jede Wählerin
und jeder Wähler hat Vorschlags-
recht. Voraussetzung für eine Kandi-
datur ist die Anwesenheit der Person,

das Mindestalter von 16 Jahren (bei
den Nationalwahlenist die Grenze 18
Jahre) und es darf wederein Strafver-
fahren anhängig sein noch eine medi-
zinisch festgestellte Geisteskrankheit

vorliegen. Aus jedem Unterbezirk
muß ein Wahlvorschlag erfolgen. Auf

dieser Grundlage könnenalle vorge-
schlagenen Frauen und Männer zu
Wahlkandidatur antreten. Als Kandi-

datin/Kandidat gilt, wer die meisten
Stimmen dieser Wahlversammlungen
auf sich vereinigt.
Organisiert werden sowohl diese

ersten Wahlversammlungen wie auch
alle weiteren Abschnitte des Wahlpro-
zesses von Wahlausschüssen auf al-
len Ebenen. Diese sind durch Vertre-

terinnen und Vertreter der sozialen
Organisationen zusammengesetzt
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Funktion und

Aufgaben der

Gemeindeparlamente

Die zu wählenden Gemeindepar-
lamentarierer/innen arbeiten zu 99%

ehrenamtlich. Nur der/die Vorsitzen-



Cubanische Analyse

In einer Erklärung des Präsi-
denten der Nationalversamm-
lung, Ricardo Alarcön, vom
13.07.95 wertet dieser die erste

“Runde der Gemeindepar-
%X lamentswahlen als eine Stär-

kung der Demokratie in Cuba,
als eine fundamentale Entscheidung
des cubanischen Volkes im aktuellen
Kampf. Diese Stärkung der Demokra-
tie stünde in direktem Gegensatz zu
der aggressiven Haltung der USA, die
derzeit vor allem von Elementen des
rechten Flügels gegen Cubavertreten
würden. Alarcön führt aus: »Wir alle
wissen, daß in diesem Momentande-
re, in einer anderen Sprache,in einer
anderen Hauptstadt, versuchen, über

die Zukunft unseres Landes zu eni-
scheiden« und spielt damit direkt auf
den Helms/Burton-Gesetzentwurf an,
der eine eklatante Verschärfung der
US-Blockade gegen Cubabeinhaltet.
Alarcön geht in seiner Erklärung

auf die wahrhaft basisdemokrati-
schen und partizipativen Entschei-
dungsprozesse in Cuba ein und be-
nenntsie als einen nicht nur rein ver-

fassungsmäßigen Vorgang, sondern
als einen Akt der Wahrung der ethi-

schen, moralischen und menschli-

chen Werte Cubas. Der Präsident der
Nationalversammlung betont absch-
ließend, daß genau diese Werte es
sind, die andere dem cubanischen
Volk rauben wollen, um ein Wahlsy-
stem einzuführen, das »ausschließ-

lich auf ökonomischer Macht, Reich-
tum, Privilegien, Ungleichheit und

Unehrenhaftigkeit basiert«.
Eine in der Tat kluge undrealisti-

sche Einschätzung, die offensichtlich
nicht nur dieser hochrangige Funk-
tionär der cubanischen Revolution,
sondern weit über 90% der cubani-
schen Bevölkerung mit der eindeutig
gefällten Wahlentscheidung teilen.
Die Stimmen für die Kandidatinnen
und Kandidaten der Gemeindepar-
lamente - deren Arbeit in Zeiten der
Krise schwer genugist - waren zu-
gleich Stimmen für den Fortbestand
der cubanischen Revolution, für das

Recht auf eine eigene Entwicklung
und gegen die Aushungerungspolitik
derUSA,an der sich auch die deutsche

Bundesregierung aktivbeteiligt.

Die Linke, alle Cubafreundinnen

und -freunde in der BRD sind aufge-
rufen, dieses eindeutige Votum der
Mehrheit des cubanischen Volkes so-
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wohl durch die materielle und politi-
sche Solidarität mit dem revolu-
tionären Cuba als auch durch den
Kampf gegen die BRD-Blockade im
eigenen Land zu unterstützen.

Zwei notwendige Nachsätze:
1. Die Kräfte, die hierzulande eine

»Demokratie« nach BRD-Zuschnitt in
dem von Alarcön analysierten Sinne

für Cuba fordern, werden nie müde,
die von ihnen selbstfinanzierten »Op-
positionsgruppen« in’s Spiel zu brin-
gen. In Absprache mit den entspre-
chenden Parteistiftungen der BRD
wurden vor einigen Jahren soge-
nannte cubanische »christliche, libe-

rale und sozialdemokratische‘Partei-
en’« gegründet. Vertreter dieser - auf

Cubaselbst ein berechtigtes Sekten-
dasein fristenden - Grüppchenhatten
noch für die Nationalwahlen 1993 zu
einem - kläglich gescheiterten -
Wahlboykott aufgerufen. Bei den
jüngsten Gemeinderatswahlen ver-
suchten sie gar nicht erst, sich zur

Kandidatur aufstellen zu lassen. Wer,
um Himmels willen, hätte sie auch

von der arbeitenden und kämpfenden
Bevölkerung Cubas vor Ort vorge-
schlagen?

2. Pünktlich zu den Gemeindepar-
lamentswahlen gab’s am 13.Juli eine
umfangreiche Provokation aus Mia-

mi. Die Meldungen hierzu nahmenin
den bundesdeutschen Zeitungen na-
turgemäß den doppelten Umfang wie
die Meldungen zu den Wahlen ein.
Gemeldet wurde der Zusammenstoß
eines Bootes der cubanischen Küsten-

En

ee en  
wache mit dem Flaggschiff einer
Bootsflotte aus Miami. Tatsacheist:
Diese »Bootsflotte« einer obskuren
»Brüderschaft« ehemaliger cubani-
scher Staatsbürger aus Miami warei-
ne großangelegte Provokation, die
mit 6 Flugzeugen, 2 Hubschraubern
und 11 Schiffen den Luftraum bzw.
die Hoheitsgewässer Cubas vorsätz-
lich verletzten, um einerseits die cu-
banischen Sicherheitsbehörden zu
unüberlegten Aktionen zu provozie-

ren und andererseits die jüngsten Mi-
grationsabkommen zwischen Cuba
und den USA torpedieren wollten. Es
ist der besonnenenHaltung der cuba-
nischen Küstenwache zu verdanken,

daß die Situation nicht eskaliertist.
DPA meldet am 16.07.’95, daß die USA

offiziell ihr »tiefes Bedauern« übr den
Zusammenstoß mitgeteilt haben. Fer-
ner wird der Sprecher des UA-Außen-
ministeriums, Nicholas Burns, mit

den Wortenzitiert, »die Exikleubaner

seien von der Regierung gewarni

worden, das Hoheitsgebiet Cubas zu
verletzen«.

Bleibt die Überlegung, daß man nur
jemanden vor etwas warnen kann,
dessen Vorhaben dem Warner be-

kanntist...
Heinz-W.Hammer, Essen, 17.07.95

(Quelle: Botschaft der Presseabteilung der

Botschaft der Republik Cuba in Bonn)
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Cuba unterzeichnete

  

A-Waffen-Sperrvertrag

edebeitrag des Ministers für Auswärtige Bezie-

hungen der Republik Kuba, Roberto Robaina,

anläßlich der Zeremonie zur Unterzeichnung des

Abkommens von Tlatelolco

»Verehrter Herr Außenminister von
Mexiko, verehrte Gäste, verehrte

Landsleute,

wieder einmal beweist Kuba der

übrigen Welt seine Treue zu einge-
gangenen Verpflichtungen. Mit der

Unterzeichnung des Atomwaf-
fensperrvertrags für Lateinamerika
und die Karibik, bekannt unter der

Bezeichnung »Vertrag von Tlatelol-
co«, kommtdie kubanische Regierung
der auf dem 1. Iberoamerikanischen
Gipfeltreffen in Guadalajara von
Staatspräsident Fidel Castro formu-
lierten Verpflichtung nach.
Dieser Schritt möge als weiterer

Ausdruckdes Willens unseres Landes
gewertet werden, sich voll in die lat-
einamerikanische und karibische
Staatengemeinschaft einzufügen so-
wie als Bekräftigung unseres Vertrau-

ens in die Zukunft eines geeinten La-
teinamerika, das heute mehr dennje

von unseren leidgeprüften Völkern
gefordert wird.
Im Schatten großer Gefahren und

unter größten Opfern bekräftigt die
Regierung der Republik Kuba mit die-
sem Akt ebenso den naturgemäß
friedlichen Charakter des kubani-
schen Alomprogramms. Wir unter-
streichen aber auch in vollem Verant-
wortungsbewußtsein, daß die Hinder-

nisse, die dem vollständigen Beitritt
Kubas zu diesem Vertrag bisher enit-
gegenstanden, weiterhin präsent sind
und die Sicherheit unseres Landes
ernstlich beeinträchtigen.
Die Vereinigten Staaten von Ameri-

ka als einzige Atommachtdieses Teils
der Welt verfolgen gegenüber Kuba
eine unverändert feindselige Politik:
Sie verschärfen die Wirtschafts-, Han-
dels- und Finanzblockade,sie intensi-

vieren ihre Kampagne gegen unser

Land, und sie halten mit Gewalt und

gegen den Willen unseres Volkes an
der illegalen Besetzung eines Teils

unseres Staatsgebieles fest, vor dem
sogar ihre mit Atomwaffen bestück-
ten Schiffe kreuzen. Die Lösung die-
ses Problems muß in Zukunft als Be-
dingung für den Verbleib unseres
Landes in dem Sperrverlrag beirach-
tet werden.
Wir sprechen aber nicht nur von

Gefahren für Kuba. Die Spannungen,
die durch die aggressive Eskalation
und Belagerungseitens der USA aus-
gelöst werden,stellen ein potentielles

‚Roberto Robaina 

 

Explosionsrisiko für den übrigen
Kontinent dar. Dieser Kontinent kann
sich nicht sicher fühlen vor dem un-
gestraften Vorgehen eines mächtigen
Nachbarn, der das Völkerrecht und

die Resolutionen der Vereinten Natio-
nen im Sinne seiner eindeutig hege-

monialen und geopolitischen Interes-
sen mißachtet. Nach der Aufhebung
der Konfrontation zwischen beiden
Polen und der Beendigung des Kalten
Krieges in der übrigen Welt entbehrt

dies heute in noch stärkerem Maße
jeglicher Grundlage.
Man kannnicht nur den lateiname-

rikanischen Ländern einen formalen

Verzicht auf den Besitz von Atomwaf-
fen und einen unabhängigen Nach-
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wi er die Einhaltung dieser
Verpflichtung abverlangen, son-
dern im Rahmen der Bestim-
mungen des Abkommens von

Tlatelolco muß eine Überprü-
fung der von den Atommächten
übernommenen Verpflichtun-
gen im Rahmender Protokolle I
und II dieses Rechtsinstruments ge-

fordert werden.
Dadurch wird der Beweis erbracht

werden können, daß solche Waffenty-
pen in keinem Teil Lateinamerikas
oder der Karibik vorhanden sind. In-
sofern könnten wir vertrauensvoll be-
haupten,daß dieses Gebiet tatsächlich

eine atomwaffenfreie Zoneist.
Verehrter Herr Außenminister, für

Kuba war es immer ein Prinzip, sich

gegen sämtliche Massenvernich-
tungswaffen auszusprechen. Ebenso
sind wir der Ansicht, daß kein Land

ein Monopol für solche Waffen - in
diesem Falle Atomwaffen - besitzen
sollte, denn dadurch entsteht einepri-

vilegierte Situation, die gegen das
Prinzip der souveränen Gleichbe-
rechtigungderStaaten verstößt.
Wir befürworten die völlige Ab-

schaffung der Atomwaffen als einzige

Möglichkeit, einen dauerhaften Frie-

den und Sicherheit für alle gleicher-
maßen zu garantieren. Die sogenann-
ten »Atommächte« sind diejenigen,

die diesen Grundsatz als erste erfül-
len müssen. Deshalb lehnt Kuba nach
wie vor das Privileg dieser Besitzer-

staaten ab, die unter Aufrechterhal-

tung ihres Status von der internatio-
nalen Staatengemeinschaft den Ver-

zicht auf eine solche Option verlan-
gen, so negativ sie auch immersein
mag. Darüber hinausist die Verpflich-
tung der Atommächte zu einem be-
scheidenen Abbau ihrer Arsenale
auch nicht konsequent, da die ver-

bleibenden Waffen für eine vielfache
Zerstörung unseres Planeten mehr
als ausreichend wären.
Die Tatsache, daß Kuba - ein Land

ohne jegliche Möglichkeiten, Res-
sourcen oder Technologie für die
Herstellung solcher Waffen - das Ab-
kommenvon Tlatelolco nicht schon
früher unterzeichnete, geht auf rein

moralische Gründe zurück. Wir be-
trachteten eine Unterzeichnung als-
einseitigen Verzicht, für den wir le-

diglich Feindseligkeit, Druck und An-
griffsdrohungenseitens der Vereinig-
ten Staaten erhielten. Überdies
berücksichtigten wir dabei auch, daß

 



 

nicht alle Länder der Regi-
on den Vertrag unterzeich-
net hatten.

In der jüngsten Zeit sind
auf dem regionalen Schau-
platz jedoch einschneiden-
de Veränderungen für Ku-
ba eingetreten. Wir glie-

© dern uns erneutin eine Ge-
meinschaft ein, zu der wir

immer gehört haben, nämlich in
die Gemeinschaft Lateinameri-
kas und der Karibik. Mit ihr ha-
ben wir Beziehungen entwickelt
und gestärkt, die in ihrem Aus-
maß zwar noch nicht ausrei-
chend sind, wohl aber den Inte-
grationswillen bekräftigen, den
unser Land bereits seit Entste-
hung der kubanischen Nation
und der Entwicklung des Ge-
dankenguls unserer Unabhän-
gigkeitskriege bewiesen hat.
Kuba war ein Land, das durch

den imperialistischen Willen
von allen lateinamerikanischen
Staaten - mitAusnahme von Me-
xiko - isoliert war, und heute

unterhält und intensiviert unser
Land seine Beziehungen zu
praktisch dem gesamten Konti-
nent, auf dem die Ablehnung

der von den Vereinigten Staaten
gegen Kuba verhängten Blocka-
de von Tag zu Tag weiter um :
sich greift.
Die Integration unserer Völ-

ker ist heute nicht nur möglich.
Abgesehen davon, daß sie eine
Notwendigkeit darstellt, ist sie
auch der einzige Weg, um die
wirtschaftliche und politische
Unabhängigkeit Lateinameri-

kas heute zu bekräftigen und zu &l
verteidigen.

Diese letzten Überlegungen ı
unterstreichen unseren Enl-

schluß, das Abkommen von Tla-

telolco nunmehr zu unterzeich- =
nen, wenngleich die Gründe _
weiterbestehen und sich in eini- |,
gen Fällen sogar verschärft ha-

ben, aus denen Kuba bisher von

einem so bedeutenden Schritt

Abstand genommenhat.
Diese Entscheidung möge un-

seren bescheidenenBeitrag zur
Einheit, zur Solidarität und zur
Integration der Völker dieses
Großen Vaterlandes vom Rio
Bravo bis nach Patagonien
nochmals stärken, das Jose
Marti in seiner Zukunftsvision
als Unser Amerika definierte.

 

t Gewalt und ‚gegenden Willen.unse-
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Carlos Lage spricht mit Er Granma:

 

Die Umstrukturierung der zentralen

Staatsverwaltung, den Austausch
von Ministern, die Wirtschaft und

andere Themen

Obwohl ich es mirfür mein Interview

mit Carlos Lage nicht vorgenommen
halte, konnte ich nicht umhin, ihm als

erstes, nachdem er wenige Stunden zu-
vor aus Kolumbien zurückgekehrt

war, die Frage zu stellen, welche Resul-
tate seinoffizieller Besuch in dem lat-

einamerikanischen Land
gebrachthatten.

berto de la Calle und dem Kanzler Ro-
drigo Pardo, ausgezeichnet.
Es besiehen sämtliche Vorausset-

zungen für den weiteren Ausbau der

Beziehungen zwischen unseren bei-

den Ländern in weiten Bereichen der
wirtschaftlichen, wissenschaftlichen

»Es sind keine einzelnen Maß-

nahmen; man mußsie in ihrem

gekündigt, erklärte er, ging Zusammenhang sehen«
Wie bereits im Vorfeld an-

es uns hauptsächlich dar-

um, die Beziehungen zwischen unse-

ren Ländern zu analysieren und in
diesem Simme waren die Zusammen-
treffen mit dem Präsidenten Ernesto
Samper, dem Vizepräsidenten Hum-

und kulturellen Zusammenarbeit,

etc. Wir sahen Möglichkeiten, die be-
stehenden Handelsbeziehungen zu

erweitern, die im Jahre 1994 unter-

zeichneten Verträge zu realisieren

Foto: W. PeterCarlos Lage

 

und weitere abzuschließen, einige
Projekte kolumbianischer Investitio-
nen in Kuba zu materialisieren und

Prioritäten in diesen Bereichen zu

konkretisieren.

Zusammenfassend kann man sa-

gen, daß im Bezug auf die Verstär-

kung der Beziehung zwischen unse-



ren beiden Ländern die Gespräche
sehr positiv waren, erklärte der kuba-
nische Vizepräsident.

Nachdemich diese spontane journali-

siische Neugier gestillt haite, ging ich
zum eigentlichen Haupithema des Ge-
spräches über: Die Umsirukturierung
der zentralen Verwaliungsorgane des
Staates - basierend auf der Geseizes-

verordnung 147, die vor 9 Monaten

verabschiedet wurde- ist bekanntlich

diejenige der von der Regierung verab-

schiedeten Maßnahmen, die bisher am

wenigsten in Angriff genommen wur-
de. Zu welchem Zeitpunkt wird diese
Maßnahme zurAnwendung kommen?

Umstrukturierungs-Prozeßin

27 zentralen Organeneinge-

leitet

Mit einiger Vorsicht, erklärte Lage,
könnte ich Dir sagen, daß der Prozeß
der Umstrukturierung, der von dem

ausführenden Komitee des Minister-
rates verabschiedet wurde, in 27 der

52 Organeneingeleitet wordenist. Im
Sinne des vorgenannten Geselzessoll
hiermit die zentrale Staatsverwaltung

reduziert werden. Natürlich gibt das,
so gesagt, zunächst einmal keinen

Einblick oder eine Information über

die Anstrengungen, die in den ver-

gangenen Monaten unternommen

wurden, um an diesen Punktdes Pro-

zesses der Reorganisierung des zen-
tralen Staatsappaarates zu gelangen,

dessen Ziel es ist, zukünftig rationa-
ler, flexibler, effizienter und kosten-

günstiger zu arbeiten, entsprechend

den Bedingungen, mit denen wir heu-
te konfrontiertsind.

Um die Strukturreformen, die nun
in Angriff genommen werden sollen,
zu verabschieden, war es in erster Li-
nie notwendig, die spezielle Funktion
jedes einzelnen dieser Organe, aus

denen die zentrale Regierung sich zu-
ammensetzt, zu untersuchen, um
adäquate Strukturen auszuarbeiten,
die auch weiterhin die Ausführung

dieser Funktionen garantieren. Dies

war natürlich in einigen Organen

schwieriger als in änderen, da zum

Teil Verantwortung und Aufgaben
übernommen werden mußten, die

- abgeschafft oder zusammengelegt
worden waren, oder in anderen Orga-

nisationsformen existierten.

Auf der anderen Seite war es not-

wendig, fast gleichzeitig mit der Aus-
wertung der Funktionen jedes Or-
gans, die generelle Verfügbarkeit von
Arbeits- oder Gehaltsentschädi-
gungen auszuarbeiten, für diejenigen
Mitarbeiter, die zwangsläufig von den
Rationalisierungsmaßnahmen betrof-
fen sein werden, ebenso wie das Bud-

get, das durch die Rationalisierung
sozusagenfrei wird.

Daraufhin hat die Kommission, die

das ausführende Komitee zur Über-
wachung dieses Prozesses gegründet
hat, ebenfalls spezielle Arbeitsgrup-

pen gegründet, um sie auf diesen und
anderen Gebieten zu unterstützen,
beispielsweise im Bezug auf Kader

und materielle Ressourcen (Rä-
umlichkeiten, Transport, Gerä-
te, Basismittel, Kommunikation,

Computersysteme,etc.), um die
gesamte Analyse der Umstruk-

turierung weiter zu effektivie-
ren und zu integrieren.

Unabhängig von den Leitideen des
Prozesses, die von dem ausführenden
Komitee ausgingen, muß man sagen,
daß die Untersuchungen und Vor-
schläge im Bezug auf Funktionen und
Struktur der einzelnen Organen von

diesen selbst ausgearbeitet wurden.

Das geht soweit, daß, obwohl den
meisten der Vorschläge zur Umstruk-
turierung zugestimmt wurde,es eini-

ge Organe gab, wo wirtrotz Reduzie-
rung von Strukturen und Belegschaft
der Meinung waren, daß hier nochei-
ne weitere Anpassung möglich ist, so
daß im Hinblick auf die jeweils kon-

krete Situation der Anwendung dieser

Strukturen zunächst provisorisch zu-
gestimmt wurde, und man ihnen die

Möglichkeit gibt, innerhalb einer be-
stimmten Frist, ein neues, noch ralio-

naleres Konzept vorzulegen.

Ein wichtiger Aspekt, erklärt Lage,
ist, daß in jeder Etappe dieser Arbeit,
die im April letzten Jahres begonnen
wurde, die Leitung der entsprechen-

den Organe, Repräsentanten der Ge-
werkschafts-, Partei-, und Jugendver-
bände beteiligt waren, und daß auf
den unterschiedlichsten Wegen die
Arbeiter immer informiert wurden -

ohne zu behaupten, daß dies immer
perfekt war, denn man kann an eini-
gen Stellen immernoch etwas verbes-
sern - um diesen Prozeß der Reorga-
nisierung und Rationalisierung, der

immer sehr sensibel, komplex und
traumatischist, so sehr man auch ver-

sucht, dies zu vermeiden, möglichst

reibungslos durchzuführen.

——

BALBRE

Ich komme nun zum Aus-

gangspunkt Deiner Frage

zurück, der augenblickliche
Stand der Dinge: Nachdem die
Strukturen und Funktionen ver-
abschiedet worden sind, befin-
den wir uns nunin der Phase,in
der die Informationen an die Ar-
beiter weitergegeben werden.
Nicht mehr unter generellen
Aspekten, sondern diesmal speziell
für die jeweiligen Bereiche, in denen

sie tätig sind. Wir erklären ihnen,

welche Funktionen ihre Organe über-
nehmen werden, ihre Leitung, die

Abteilung und mit welchem Personal
die gesieckien Ziele erreicht werden

sollen.

Nach Durchführung dieses Schrit-
tes gehen wir dazu über, die Beleg-

schaften in den jeweiligen Bereichen
zu reduzieren, und das Personal aus-

zuwählen, daß die einzelnen Stellen

besetzen wird, wasgleichzeitig impli-
ziert, daß Verfügbarkeiten, Versetzun-

gen usw. zu klären sind. Wie in $6der
Resolution des Ministeriums für Ar-
beit und Soziales festgelegt, wird die-

se Aufgabe von Kommissionen durch-
geführt, die an jeder Arbeitsstätte zu
diesem Zweck eingerichtet wurden.
Aufgrund der Komplexität der Maß-
nahmen, sowie in besonderen Fällen,

wird diese Kommission ihre Arbeit
noch bis zum kommenden 31. Mai

fortsetzen. Das heißt also, wir gehen

davon aus, daß bis zum 1. Juni diese

27 Organe bereits in der für die 1.
Etappe vereinbarten Form der Um-

strukturierung der zentralen Staats-
verwaltung funktionieren können.

 

Ich bitte Carlos Lage um die Klärung
von 2 Punkten: die 5 zentralen Orga-

nismen, die in dieser Gruppenicht ein-
geschlossen sind, sowie die konkreie

Situation in den 27 vorgenannten Or-

ganen.

Es fehlen die Ministerien für Zucker
und Landwirtschaft, denen eine län-

gere Frist zur Ausarbeitungihrer Vor-
schläge eingeräumt wurde. In diesen
beiden Fällen war eine längere Frist
notwendig, da ja bekanntlicherweise

diese ihre Basis radikal verändert hat-
ten durch die Unterteilung in UBPC
(Anm.: nicht-staatliche selbstverwal-
tete Kooperativen). Dies erfordert
natürlich eine gründlichere Untersu-
chung der Organisationsform.
Was die Ministerien der Revolu-

tionärenStreitkräfte, der Inneren An-

gelegenheiten sowie das Nationale



Institut für Staatliche Reserven
betrifft, hat der Prozeß, den wir

heute durchführen, schon im

Vorfeld stattgefunden.
Im Bezug auf verschiedene

Einheiten, die einigen der Orga-
ne untergeordnet sind, wurde ei-
ne Frist von einem Monateinge-

räumt, um dem ausführenden

Komitte ihre Vorschläge zu
Funktionen, Strukturen und Beleg-
schaften vorzulegen. Dies betrifft un-
ter anderem die staatlichen Behörden
für Normierung, Statistiken, Indu-
strie-Design, Gerichtsverwaltung,
Auditorien, sowie die Institute für Pla-

nungsdurchführung, Wirtschaftsfor-
schung und Wohnungsbau.

 

Mehrals nur die Veränderung

von Namen und Zahlen

Ein wichtiger Aspektist auch die Tat-
sache, daß einige zentrale Organe,
staatliche Kommissionen oderInsti-

tute völlig abgeschafft oder zusam-
mengelegt wurde, so daß von 50 ur-
sprünglichen Organen lediglich 52
übriggebliebensind.
Wichtig sind auch die Resultate die

sich aus diesem Prozeß bisher an 24
Ministerien und 5 staatlichen Institu-

ten bemessenlassen:

Die Reduzierung der Organisations-
einheiten ist einer der bezeichnend-
sten Aspekte, da sie im Hinblick auf
die Qualität ihrer Funktionalität

wichtige Veränderungeneinleitet mit

dem Ziel, den ständigen Kampf um
die Entbürokratisierung der Arbeit
dieser Organezu effektivieren.

Zweifellos hat die Umstrukturierung

des zentralen Siaatsapparates über
diese Reduzierung hinaus, ein wesent-
lich tiefgründigeres Ziel. Daher meine
Frage an Lage: was bezweckt man mit
diesem Prozeß”?

Sieh mal, auf dem IV. Parteitag wurde
in der Resolution über die wirtschaft-

liche Entwicklung eine Um-
strukturierung des zentralen
Staatsapparates festgelegt
mit dem Ziel, die notwen-

dige Zentralisierung der

Entscheidungen sowie das

Funktionieren der staatlichen
Wirtschaft zu garantieren.
Als Du mich im Oktober 1995 inter-

viewt hast, sagte ich Dir, daß sich in

den letzten Jahren eine Vereinfa-

chungdes Staatsapparates entwickelt

halte, die im großen und ganzen

durchaus fortschrittlich war; aber
auch daß unter den gegebenen Um-

ständen eine intensivere Umstruktu-
rierung stattfinden müsse, eben auf-

 

grund der Wirtschaftsreformen, die
serade eingeführt worden waren.
Mehr direkte Beteiligung der Produ-
zenten am Exportgeschehen, mehr

Verantwortung der Unternehmen bei

der Verwaltung ihrer Ressourcen, so-
wie die Öffnung der Märkte für aus-
ländischesKapital....
Die Entscheidung, unseren Staatis-

apparat zu vereinfachen, war also
keine unbedachte Maßnahme, son-

dern wurde bereits seit längerer Zeit
analysiert. Im Zusammenhang der
Maßnahmen jedoch, die notwendig
waren, um die schwierigen und kom-
plexen Situationen, in der wir uns be-
finden aufzufangen, lagen die Prio-

ritäten in anderen Bereichen und es
wurde beschlossen, diese Maßnahme
in Etappen anzugeben.

Die Umstrukturierungist

keine einzelne Maßnahme

Die Umstrukturierung der zentralen
Verwaltungsorgane des Staates ist

weder eine einzelne noch eine abge-
schlossene Maßnahme,sondern steht
in Verbindung mit anderen Maßnah-
men, die verabschiedet wurden und
durchgeführt werden müssen und die
mit unserem Gesamtkonzept der
Planwirtschaft zu tun haben. Mit allen
Anpassungen, die notwendig waren
und notwendig sein werden,

einschließlich allem, was mit der Per-
fektionierung der Unternehmensfor-
men zu tun hat, dem Abgabengesetz,

Entwicklung der UBPC usw., bis hin
zur Reduzierung der Belegschaft in
allen Bereichen, angefangen mit der
Produktion, um diese tatsächlich effi-
zienter zu gestalten, was uns wieder-
um zu politischen Entscheidungen
führt im Hinblick auf Beschäftigung,
Arbeits- und Lohnpolitik bis hin zur
Ausbildung der Fachkräfte, die wir
benötigen.
Logischerweise muß man anneh-

men, daß all dies in die allgemeine
Politik unseres Landes einfließt, die
zum Ziel hat, niemanden seinem

Schicksal zu überlassen. Auch Ge-
sundheit und Bildung sollen nicht
vom Einkommen des Einzelnen ab-

hängig sein, sondern weiterhin allen

Menschen kostenfrei garantiert wer-
den; die soziale Absicherung und Un-
terstützung werden ebenfalls nicht
angetastet. Also muß jede Entschei-
dung, die die Rationalisierung von Ar-
beitsplätzen betrifft, indem Moment,



in dem die wirtschaftlichen und so-
zialen Ausgaben in beträchtlicher
Weise reduziert wurden und wir

dafür kämpfen, daß Budget zu sen-
ken, in ihrem Zusammenhang und
mit allen vorhandenen Alternativen
betrachtet werden.
Ich glaube, ich bin ein wenig vom

Thema abgekommen, aber es schien
mit notwendig, im Zusammenhang
mit dem Ziel dieses Prozesses diese
komplexen Informationen darzustel-
len. Alles, was wir erreichen wollen,

ist eine etwas »leichtere« Mannschaft,
die den zentralen Staat rationaler und
gleichzeitig effizienter verwalten
kann, und somit ihre Hauptaufgabe
erfüllt; innerhalb ihres Aufgabenbe-
reiches die Regierung in der Ausü-
bungderStaatspolitik zu unterstützen
undgleichzeitig die Kontrolle und Fi-
nanzierung der Ausführung die-
ser Politik zu verbessern, immer

in Verbindung mit den objektiven
Möglichkeiten und Perspektiven
des Landes; sie dezentralisiert

underteilt den Unternehmen die
gesamte Verwaltung, wodurch diese
mehr Eigenständigkeit bekommen,

sich im Außenhandel zu bewegen,ih-
re Finanzen und Ressourcen kontrol-
lieren. Darum gehtes hier.

Die Antworten werfen immer wieder

neue Fragen auf, besonders wenn der

befragle Dr. C. Lage ist - und noch
schlimmer für mich, wenn ich weiß,

daß er nicht sehr viel Zeit hat- deswe-
gen stelle ich ihm gleich zwei Fragen
auf einmal: Eine bezüglich der materi-

ellen Ressourcen, die mit Einleitung
dieses Prozesses freiwerden, und die

andere im Hinblick auf die ständige
Perfektionierung über die gesprochen
wird, wenn es um die Umstrukturie-

rung des Staalsapparates geht.

In dieser ersten Etappe, die wie ge-
sagt Mitte des Jahres abgeschlossen
sein soll, sind Räumlichkeiten und

Basismittel jener Organe frei gewor-
den, die abgeschafft wurden. Von den
Räumlichkeiten beispielsweise, wur-
den einige für die Verbesserung so-
zialer Einrichtungen verwendet, an-
dere für Programme wie den Wieder-
aufbau der Altstadt Havannas,ein Teil

für die Vermietung von Büros an aus-

ländische Investoren und wieder an-
dere für Wohnungen. Was Möbel und
sonstiges Büromaterialbetrifft, ist das
Wichtigste, daß 98 Familienarzt-Pra-
xen eingerichtet wurden und daß sich
die Bestände der Gemeindegerichts-

höfe verbessert haben, die recht spär-
lich waren - zum Teil noch sind...,
hier wird es ab März/April weitere
Verbesserungen geben, sobald die
neuen Strukturen zum Einsatz kom-

men.
Die kontinuierliche Perfektionie-

rung besteht darin, daß man in dieser
Etappe nicht stehenbleibt, daß die Zu-
kunft uns lehren kann, daß es mög-
lich ist, weiler zu reduzieren, daß Or-

gane sich innerhalb ihrer Funktionen
selbständig effektivieren können. Aus
der Veränderung der Mentalitäten
kann sich ein neuer Stil entwickeln
oder es werden mehr Aufgabenan die
Unternehmendelegiert. Vielleicht se-
hen wir auch im Laufe der Zeit, daß es
möglichist, weitere Institutionen zu-
sammenzulegen.

Überdie gestern
angekündigten Änderungen

Die gestern veröffentliche Information

über die Entlassung der Leiter einiger
Organe, sowie die Vermutungen und
Interpretationen, die eine solche

Ankündigung immer begleiten, inner-
halb aber besonders auch außerhalb
Kubas, werfen eine obligatorische Fra-

ge auf.

Man muß diese Veränderungen als
Teil eines ganz normalen Prozesses
der Kadererneuerungsehen,der sich

natürlicherweise überall auf der Welt

und immerdort ergibt, wo es leitende
Kadergibt, sei es in einer Regierung
oder in einem Unternehmen,

erklärte der Ministerpräsident.
Tatsacheist jedoch, daß wir in

Kuba sind, betonte er, und was

hier passiert, daran haben wir
unsin diesen 356 Jahren der Revoluti-
on gewöhnt, bekommt außerhalb Ku-

ba’s immer eine andere Bedeutung,
oder man versucht, eine hineinzuin-

terpretieren.
Wenn wir uns die Compaäeros an-

schauen,die entlassen wurden, sehen

wir, daß diese durchweg über
langjährige Erfahrung in leitenden
Positionen verfügen, daß sie viele
Jahre loyal und mit Hingabe gearbei-
let und ihre Aufgaben mit enitspre-
chenden Resultaten ausgeführt ha-
ben, vorbildlich und kompetent in
den Kollektiven und ihren jeweiligen
Gebieten, selbstlos und ohne Eigenin-
teressen.

 

Man kann keinem von ihnen
vorwerfen, unverantwortlich

oder korrupt gewesen zu sein,
ihre Positionen zu ihrem persön-

lichen Nutzen mißbraucht oder

Resourcen - zum Teil in großen
Mengen- die der Staat ihnen an-
vertraut hatte, zweckentfremdet

zu haben. Das sagtviel über un-
sere Ministerien aus, in einer

Welt, in der kaum ein Tag vergeht, an

dem nicht ein Minister oder sogar ein
Präsident für solche Vergehen ange-

klagt wird.
Ich möchte sagen, daß es sich hier

um einen natürlichen Austauschpro-
zeß handelt. Es geht darum, anderen

Mitarbeitern, die bisher keine Auf-
stiegsmöglichkeiten hatten, eine
Chance zur Weiterentwicklung zu ge-
ben und den Prozeß der Umstruktu-
rierung des Staatsapparates zu för-
dern, mit wertvollen Fachkräften, die

sich hierbei auf die Erfahrung ihrer

Vorgängerstützen müssen.
So wurde also im Laufe dieses Er-

neuerungsprozesses, den wir mit je-

dem neuen Schritt als einen norma-
len Vorgang anerkennen müssen be-
schlossen, wie die Übergabe vor sich
gehensoll. Die Compaäeros,die diese
Positionen übernehmen, werden von

den ausscheidenden Mitarbeitern

eingearbeitet und erhalten von diesen

jegliche notwendige Unterstützung.
Ihre Vorgänger werden sie den
Führungsgremien und Arbeiterkol-
lektiven der wichtigsten dem Orga-
nismus untergeordneten Zeniren

vorstellen und man wird sich soviel
Zeit nehmen, wie sie benötigen.

Soviel kann ich dir dazu sagen.....

 

Nochhatsich die

Wirtschaft nicht erholt

Eigenilich sollte die vorhergehende
Frage meineletzie sein, aber es ist si-
cherlich nicht möglich mit Lage zu
sprechen, ohne ihn nach der wirt-

schaftlichen Situation des Landes zu
fragen und vor allem über seine an-
gekündigie Teilnahme am Weltwirt-
schaftsforum, das in den nächsten Ta-

gen in Davos/Schweiz staitfinden

wird.

Das ist fast ein anderes Interview,

wirft er mir lächelnd vor - was ich als
Vorversprechenfür ein nächstes Tref-
fen interpretiere - willigt aber freund-
lich ein, eine kurze Erklärung abzu-

geben.



Im Jahre 1994 haben wir mit

einigen positiven Zeichen in der
wirtschaftlichen Entwicklung
abgeschlossen. Zunächst einmal

konnte der strudelartige Abstieg,

dem wir seit Mitte desselben

Jahres ausgesetzt waren, ge-
bremst werden. Trotz des ver-

stärkten Drucks der Yankees
sind ausländische Investitionen

gestiegen, einschließlich der drei

wichtigsten Verhandlungen, die bis
dato geführt wurden; das Gleichge-
wieht der internen Finanzen konnte

etwas aufgefangen werden und ob-
wohldasnichtdefinitiv ist, ist es doch
zumindest erleichternd. Im Bereich
des Tourismus konnten wir ein weite-

res Wachstum verzeichnen,die staat-

liche Rohölförderung, die Industrie
mit Ausnahmedes Zuckers, und auch

in anderen Zweigen gibt es erste An-

zeichen für eine Erholung; Maßnah-
men wie die Einrichtung der Bauern-
märkte werden uns in Zukunft dabei
behilflich sein, die Produktion anzu-

regen, obwohl die Produktion der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse im

 

Jahre 1994 bereits höher warals 1993.

Dasgilt für fast alle Bereiche, mit Aus-
nahme von Gemüseprodukten undei-
nigen anderen Lebensmitteln.

Trotz alledem, auch wenn wir diese

Nachricht gerne verbreiten würden,
kann man noch nicht sagen, daß wir
uns in einer Phase der wirtschaftli-

chen Erholung befinden. Das größte
Problem, daß wir noch immer haben,
sind die Beschränkungen bei den De-
viseneinnahmen, die wir für den Im-
port der notwendigen Ressourcen

benötigen, um wiederum die Produk-
tionskapazität des Landes zu reakti-

vieren. Der schlimmste Vorfall waren
hier die Resultate der letzten beiden
Zuckerernten von 4 Millionen Ton-
nen. Hinzu kommen die Prognosen
für die diesjährige Ernte, die keines-
wegs besser ausfallen wird.

Diese Tatsache, verbunden mit den

Preiserhöhungenbei unseren Impor-
ten - ich muß hier nochmals darauf
hinweisen, daß diese weniger als 50
% der Importmenge von vor 5 Jahren
betragen - die Tatsache, daß es nicht

möglich ist, Kredite zu bekommen,

die Verschärfung der Blockade; all
diese Faktoren schränken uns in den

Bemühungen unsere Wirtschaft auf
die Beine zu bringen, sehr ein.

Das Weltwirtschaftsforum in Davos

ist bekanntlich das wichtigste Ereig-

nis auf diesem Gebiet, das jährlich
durchgeführt wird und an dem Staats-
und Regierungschefs, Regierungsver-

treter fast aller Ländern, gleichzeitig
große multinationale Unternehmen,

Zentren für wirtschaftliche Studien
und zahlreiche Persönlichkeitenteil-

nehmen. Cuba wurde erstmals einge-

laden und unsere Teilnahme wird ein
Teil der Anstrengungensein, die wir
auf internationaler Ebene unterneh-
men, um mit unserer eigenen Stimme

die Situation zu beschreiben, in der

wir uns befinden, die kriminelle

Blockade, die versucht, jede Anstren-

gung zur Lösung der wirtschaftlichen

Probleme zunichte zu machen, sowie

die internen und externen Maßnah-

men die ergriffen wurden, um aus der
Periode herauszukommen,zu der uns
Umstände geführt haben, die von un-

serer Revolution unabhängig sind.

Abertrotz allem verlieren wir nicht den Mut, schließt Lage. Fidel hat uns gelehrt, opti-

mistisch zu sein, selbst unter den widrigsten Umständen, und daß dieser Optimis-

mus nicht auf Utopien oder unrealisierbaren Träumen beruht, sondern auf tatsächli-

chen und realistischen Alternativen zu der Welt, in der wir heute leben, gestützt auf

die Widerstandskraft und den unermüdlichen Kampf unseres Volkes.

Wir sind überzeugt, von dem was wir tun, von den Maßnahmen, die wir anwenden,

den Entscheidungen, die wir sehen aus unserer Situation. Und wir sind überzeugt
von der Richtigkeit unserer Ideen und Prinzipien, die wir niemals aufgeben werden.
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2. Unterschrift



 

solidarität

Mumia Abu Jamal:
Hinrichtungsbefehl vorerst ausgesetzt-

aber nicht aufgehoben!

enn es nach dem Gouverneur von Philadel-

phia gegangen wäre, würde der schwarze

Journalist Mumia Abu Jamaljetzt schon nicht

mehr leben. Am 17.August sollte er hingerichtet wer-

den. Weltweite Proteste zwangen die Justiz zur Aus-

setzung dieses Termins.

Doch damitist das Leben des derzeit
bekanntesten Gefangenen in den To-
deszellen der USA noch nichtgerettet,
denn eine mächtige Lobby aus kon-
servativen Politikern, Vertretern der

Polizeigewerkschaft und der Massen-
medien fordert weiterhin Mumias
Tod. Richter Sabo, ein. berüchtigter
Todesstrafenverfechter, entschuldig-
te sich bei auch sogleich bei seiner re-
aktionären Lobby für die Aussetzung
des Hinrichtungstermins. 1982 wurde

‘on Sabo zum Todeverurteilt,

   fanden vor Gericht keine Beachtun.

In Wirklichkeit war es seine jahrelan-
ge publizistische Arbeit für die Rechte
der von Armut und Rassismus Unter-

drückten, die ihn den Schuldspruch
eintrug (siehe »Cuba Libre«2/95).
Die Aussetzung des Hinrichtungs-

befehls hat die sich langsam ent-
wickelnde Solidaritätsbewegung mit
Mumia erst einmal ruhiggestellt. Die
bundesweite Solidaritätsdemonstrati-
on am 22.7. in Berlin brachte nochca.

5000 Menschenauf die Beine. Am in-
ternationalen Aktionstag am 17.8. wa-

ren es nur einige hundert Menschen,

die die Botschaften und Konsulate der
USA belagerten. Die geplante Blocka-

de bei Opel/General Motors in Bo-
chum, die für den 13.8. terminiert

war, wurde wieder abgesagt. Es ist zu
hoffen, daß die Solidaritätsbewegung
am Ball bleibt und nicht glaubt, der
Kampf wäre schon gewonnen. Selbst
wenn es zur Wiederaufnahme des
Verfahrens käme und das Todesurteil

aufgehoben wurde, muß doch Mu-
mias unverzügliche Freilassung und

die Entschädigung für die Jahre in der
Todeszelle erkämpft werden.Nicht zu

  

_derstand spezialisierte Agi

vergessen, sind die vielen namenlo-

sen Insassen der Todeszellen.
Wegendes Einsaizes für diejenigen

in den Vereinigten Staaten, für die der
vielbeschworene amerikanische
Traum ein täglicher Alptraum ist, be-
kam Mumia einst den Beinamen
»Siimme der Unterdrückten« verlie-
hen. Noch in der Todeszelle bleibt er
dieser Auszeichnung verbunden.Sei-
ne publizistische Tätigkeit widmet er
den vielen amenlosen Opfern der

 

Verlags in Bremen hatin einem Kraft-

         

akt die deutsche Übersetzung
von Mumias Essays auf den
Markt gebracht.

Esist also ganz in Mumias Sin-
ne an die revolutionären Kämpfe
in den USA zu erinnern, an die ur

vielen Toten durch staatlichen °
Terror und an die Menschen,die
wegen des Kampfes um eine neue Ge-
sellschaft seit Jahren hinter Zucht-
hausmauern weggeschlossen sind.

Deshalb ist diesem Artikel eine Lite-
raturliste beigefügt, damit Interes-

sierte sich weiter informieren kön-

nen.

Aus einer historischen Sichtweise
eröffnen sich auch die unterschied-
lichsten Perspektiven für Mumia. Die
beiden anarchistischen Gewerk-

schaftler Sacco und Vanzetti wurden
trotz weltweiter Proteste hingerichtet,
der schwarze Revolutionär George
Jackson, wegen des Diebstahls von 70

Dollar an einer Tankstelle über ein
Jahrzehnt im Knast, wurde von Ge-

fängnisbeamten ermordet. Die offizi-
elle Version lautete, aufder Flucht er-
schossen. Die Kommunistin Angela
Davis mußte dank einer weltweiten
Protestkampagne frei
de

Hochsicherheitsgei: gnis befreit. Sie
lebt seitdem bis heute in ihrem kuba-

nischen Exil.

Es ist also auch Sache von uns, als

Teil der internationalen Solidaritäts-
bewegung, daß Mumia das Schicksal
von Sacco und Vanzetti und George
Jackson nicht erleiden muß.

Peter Nowak  
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»Der Weg ist lang und in

Teilen unbekannt...«

 

Che
Eine Situationsbeschreibung

aus Kuba Ende 1994
om 12.11. - 3.12.1994 ist eine Gruppe von 7 deutschen

Brigadistas aus unterschiedlichen politischen und sozia-

len Zusammenhängennach Pinar del Rio - Provinzhaupt-

stadt und gleichnamig mit der westlichsten Provinz Kubas - ab-

geflogen, um durch Mitarbeit in insgesamt 6 Projekten, wie auch

durch gemeinsam organisierte Treffen mit politischen Funkti-

onsträgern und Menschenausunterschiedlichen gesellschaftli-

chen Bereichen mehr über das Leben der Kubanerlnnenin der

»periodo especial« zu erfahren und sich ein eigenes - authenti-

sches- Bild über die Lage in Kuba zu machen.

Hierbei spielte bei einigen der Teil-

nehmenden die Berichterstattung
über den so einseitig in der hiesigen
Presse ausgeschlachteten »Masse-
nexodus tausender KubanerInnen« -
aus Kuba gen Florida im Sommer ‘94,
eine nicht ungewichtige Motivation,
gerade zu diesem Zeitpunkt in das
Land zu fahren.

Überschattet wurde der Aufenthalt

von der gerade erst einige Wochen
zurückliegenden Invasion der USA in
Haiti im Oktober 1994 ... und einem

Hurrikan, der just zum Zeitpunkt un-
serer Ankunft die Nordküste Kubas

heimsuchte- ... nomen est omen?...

WAITING FOR THE HURRICAN ?

Die erste Begegnung in Kuba war die
mit einem Vertreter des kubanischen
Institut für Völkerfreundschaft (Insti-
tuto Cubano de Amistad con los Pueb-
los - ICAP) aus Pinar del Rio, der uns

die allgemeine regierungsoffizielle
Version über die politische Situation
in bezug auf Kubaerläuterte. Die Be-

gegnung wurde an den Punkteninter-
essant, wo sich eine offene Diskussi-
on entwickelt, die sich an Themen

wie (Aus-)Reisepolitik, Dollaröffnung
Kubas und natürlich: »el bloqueo« -
die Blockadepolitik der USA gegen
Kuba - herauskristallisierte. An Fra-
gen der ökonomischen und politi-
schen Situation Kubas also schlecht-
hin - Fragen auch, mit denen wir in
den später erfolgenden Begegnungen
mit kubanischen Menschen aus ganz

unterschiedlichen sozialen Schichten
und in verschiedenen gesellschaftli-
chen Funktionen praktisch konfron-
tiert werden sollten; sei es im Zuge

von Fragestellungen zur praktischen
Suche nach Auswegen aus der block-
adebedingten Mangelwirtschaft und
dem Aufbau autarker Wirtschafts-
strukturen in den überlebenswichti-
gen Teilbereichen der kubanischen
Ökonomie, in die die kubanischen

Wirtschaftsplaner einen Großteil ih-
rer mit großen Haushaltssummen
subventionierten Anstrengungen le-
gen, seien es - im Kontrast dazu die
kids von La Habana - und der allzu
freimütig ausgedrückte Wunsch vie-
ler - vor allem jüngerer - KubanerIn-

nen nach mehr Konsum und Rei-
semöglichkeiten(... vor allem ins ka-
pitalistische Ausland, G.D.) bei über-
wiegender und gleichzeitiger Be-
jahung der Errungenschaften der Re-
volution, aber auch vereinzelter sy-
stemdissidenter Anschauungen... Et-

wa des kubanischen Kinderarztes,

der es leid ist, neben seinem Job als
Arzt täglich noch die lebensnotwen-
digsten Konsum- und Gebrauchsgü-
ter für sich und seine fünfköpfige Fa-
milie organisieren zu müssen undfür
den der Mangel »im System selbst«
liegt(...und der lieber heute als mor-
gen einen Sturz des Systems und eine

Angliederung Kubas an die exilkuba-
nische Gemeinde in La Florida oder
als 52. Bundesstaat der USA sähe... es
so ungeschminkt ausdrücken wollte

=>

er dann aber lieber doch auch nicht

an RB.
In der Tat zeigt die Vielzahl der ge-

führten Gespräche, daß momentan
eine breite gesellschaftliche Diskussi-
on in Kuba in Gangist, deren Offen-
heit überraschte (bleibt nur die Er-
wartung, daß diese Breite der Diskus-
sion auch ihren Eingang in die höhe-
ren Ebenen der Bürokratie-, Partei-

und Staatsstrukturen findet, was aus

der Kenntnis der Geschichte politi-
scher Willensbildung durchdas Volk
und ihrer Kanalisierung und Institu-

tionalisierung durch den politischen
Überbau welcher Couleur und politi-
schen Verfaßtheit auch immer,

schärfstes Mißtrauen rechtfertigt...,
G.D.). Sie ist - bei vorausgesetzter
gleichbleibender Zustimmung zum
politischen System Kubas - die Ge-
währdafür, ehrliche Lösungsansätze
für das kubanische Modell zu finden,

die vom Volk mitgetragen werden.

IM SINNE DER HERRSCHENDEN

ISOLATIONSPOLITIK GEGENDIE
KARIBISCHEINSEL WIRD DIE ÖF-
FENTLICHE MEINUNGHIER MA-
NIPULIERT

Festzustellen bleibt, daß es eine aus-
geklügelte Taktik der hiesigen gleich-
geschalteten Presse ist - oder zumin-

destist sie ihr fast ausnahmslos auf-
gesessen - die Ereignisse in Kuba im
Sommer 1994 so einseitig auszu-

schlachten und zu manipulieren. Dif-
ferenzierung und eine authentische

Berichterstattung tut not... Mit eini-
gen Zahlenbeispielen zur kubani-
schen Ausreisepolitik hat Heinz Die-
terich ja bereits in der ‘konkret‘
N0.10/94 die manipulativen Argu-
mente hiesiger Hofpresse ziemlich
unleugbar entlarvt, weshalb an dieser
Stelle nur noch einmal die wesent-
lichsten Zahlen und Fakten für die
weitere Diskussion aufgegriffen wer-
den sollen:

146.000 Ausreiseanträge aus priva-

ten Gründen 1995 insgesamt, davon
wurden 155 von der cubanischen
Behörde abgelehnt(= 0,1 %).

134.000 davon waren Ausreisean-
träge in die USA (alle von Cuba ge-
nehmigt), davon nur 964 Visaerteilun-
gen durch die USA!
Das heißt im Klartext, daß die USA

das 1984 mit Kuba ausgehandelte Ab-
kommen, wonach 20.000 Einreisean-

träge jährlich bewilligt würden,syste-



matisch verletzten, denn bis 1994

wurden insgesamtnur ca. 11.000 Aus-

reiseanträge bewilligt.
Dabeiliegt nahe, daß das Verhalten

der USA politisch-taktisch bestimmt

ist, denn entgegen den konkreten Ver-
einbarungen im Vertrag wird sowohl
das allgemeine Einwanderungsge-
setz, als auch die “Adjuste Cubano‘,
ein Gesetz aus dem Jahre 1966 - somit
aus Hochzeiten des kalten Krieges -
angewendet, welches jedem/r Kuba-
ner/in, welcher/r wie auch immerin

die USA gelangt, umgehend politi-
sches Asyl verspricht... alles incl. Ar-
beits-- und Aufenthaltserlaubnis.
Leiztendlich bedeutet dies nichts an-

deres als die Förderung derillegalen
Ausreise mittels Zurückdrängens der

legalen, da sich diese anscheinend

politisch besser ausschlachten läßt.
Nichtsdestotrotz liegt das Kubanische

Mittel der Auswanderungen in die
USA im Durchschnitt der Auswande-
rungsrate von 1-2% der Gesamtbevöl-

kerungenaller Karibikstaaten.
In der Tat kann mensch jedoch

auch im Gespräch mit KubanerInnen
feststellen, daß die meisten sich eine

teure Auslandsreise garnichterstlei-

sten können, aber ob hier der Be-

schluß der kubanischen Regierung,

den Dollar in Kuba freizugeben und
sog. freie Bauernmärkte‘ wieder zu-
zulassen, von Nutzen war, istmehr als

fraglich. Er teilt die kubanische Ge-

sellschaft in Dollar-Besitzende und
Dollar-Besitzlose, ermöglicht es den
KubanerInnen, die Zugang zu US-
Dollars haben - etwa Bedienstete im

Tourismusbereich - sich auf diesen
Märkten mit Dollars zu beschaffen,

was den meisten anderen nicht mög-

lich ist. (Die Debatte um die Dollar-
Einführungist jedoch wesentlich um-
fassender, als hier dargestellt werden
kann. Verwiesen sei auf andere be-
reits in ‘Cuba Libre’ erschieneneArti-
kel.)

WORKING FOR THE

YANKEE-DOLLAR?

Dementsprechend ist die Versor-
gungslage in Kuba nach wie vor
äußerst angespannt, obwohl - im
Gegensatz zu den ländlichen Provin-
zen - dem Anschein nach auf den
“freien Märkten‘in La Habanaalles zu
haben ist, was den Bedarf decken

könnte... Die vor allem von ausländi-

schen BesucherInnen wegen ihres
üppigen Angebots so hochgelobten
Märkte offenbaren zudem ein we-

sentliches Problem, denn die dort an-

gebotenen Güter sind vielfach für die
meisten KubanerInnen - bei einem

durchschnittlichen Monatseinkom-
men von 200 - 500 kubanischen Pesos

einfach nicht erschwinglich, so daß -
trotz Bauernmärkten - die stressige

Organisationsarbeit zur Beschaffung
der allernotwendigsten Güter für die
DurchschnittskubanerIn absehbar
erst einmalein zeitraubender,alltäg-
licher Faktor bleiben wird.

Eine Veränderungsetzte hier einen
konsequenten Neuansatz bei der Be-
wertung einer effizienten Distributi-
on aller zur Verfügung stehenden und
zur gesellschaftlichen Konsumtion
definierten Güter voraus - und: eine
stärkere Gewichtung und Miteinbe-
ziehung der Stimmen innerhalb des
innerkubanischen Diskussionspro-
zesses, die der Dollar-Einführung

und der Wiederöffnung der sog. frei-
en Bauernmärkte‘kritischer gegenü-
berstehen und ihnen eine durchweg
gesellschaftspolitisch und ökono-
misch schlechte Bilanz bescheinigen.
Es ist aus der nationalen und wirt-

schaftlichen Situation Kubas in der
‘periodo especial’ heraus nachvoll-
ziehbar, daß die Regierung sich
bemüht, diesem Phänomendes Man-

gels und der Knappheit durch ein

Bündel von Maßnahmenentgegenzu-
steuern. Die Frage nach der ökonomi-

schen Effizienz und der politischen

Tragweite dieser wird sich wohl erst
zu einem späteren Zeitpunkt klarer
beantworten lassen. Hier einzubezie-
hen sind etwa die Bemühungen auch
in Hinsicht aufeine verstärkte Mobili-
sierung der Bevölkerung in eine
durch Arbeitskräftemangel gekenn-
zeichnete landwirtschaftliche Pro-
duktion, die Freistellung von Schul-
klassen und ganzen Jahrgangsstufen
für einen gewissen Zeitraum vom Un-
terricht, um auf den Fincas (großen
Staatsfarmen) zum Ernteeinsatz zu
kommen, dort bei der Unkraut-
bekämpfung, beim Setzen von Gemü-
se oder der Aussaat zu helfen.
Hintergrund ist die Überlegung der

kubanischen Planer, die ohnehin

durch die verschärfte Embargopolitik
der USA nochmals gebeutelte land-
wirtschaftliche Produktion nicht noch
weiter absacken zu lassen und in den

Bereichen zu intervenieren, die ne-

ben einem personellen Arbeitskräfte-
mangel zudem noch durcheine (offen
zugegebene) planerische Ineffekti-
vität (so etwa, daß wichtige Grund-
versorgungsmittel für die Bevölke-
rung in den Lagerhäusern vergam-
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meln, weil der Abtransport nicht

organisiert war, Nahrungsmittel
einfach nicht geerntet wurden,
etc., was zwarnicht die Regelist,

aber dennoch vorkommt...) au-
genscheinlich sind Fragt
mensch nach einer Einschät-

zung dieser Maßnahme, so ist
dieser Aspekt des zusätzlichen
Arbeitseinsatzes sicherlich vor

dem Hintergrund einer nochmals

verstärkten, auch psychologischen
Sensibilisierung der Bevölkerung in

der 'periodo especial’ begrüßenswert,
der Reißer raus aus der ökonomi-

schen Krise Kubasist es nicht, (Was
im übrigen auch für unseren und den
Arbeitseinsatz ausländischer Brigadi-
stas in Kuba ziemlich nüchtern kon-

statiert werden kann - er ist nicht
mehr als eine, wenn auch wichtige,

solidarische Geste...)
Es gibt andere Ansätze, die mehr

Effizienz versprechen könnten, teil-

weise jedoch nochin der Projektpha-
se stecken, wie etwa die Schaffung

mehr oder weniger autarker Wirt-
schaftseinheiten. Eine solcheist z.B.

der Federicus-Engels-Schule in Pinar
del Rio angegliedert. Grundideehier-
beiist es, einen überschaubaren Nah-

rungsmiltelkreislauf zu schaffen, will
heißen: Was auf den schuleigenen
Feldern und dem Schulgrundstück
(möglichst umweltschonend) ange-
baut wird, ist genau das, was die

SchülerInnen auch mittags in der
Schulkantine auf den Tisch bekom-
men.Sie sind zudem wiederum durch

Arbeitseinsätze unmittelbar in den

Kreislauf eingebunden,d.h. arbeiten

stufen- oder klassenweise in der

Agraranlage, während sie vom Unter-
richt freigestellt sind.
Zur Überwindung der kubanischen

Krise in der Landwirtschaft werden
jedoch auch Ansätze diskutiert, die
erst einmal in sehr begrenzter Pro-
jektform Antworten auf ihre, breite
ökonomische und ökologische An-
wendbarkeit geben sollen. Ein sol-

ches Projekt entsteht auf der Finca
Bainoa, nordöstlich von La Habana
und hier soll u.a. untersucht werden,

inwieweit die ‘agricultura sostenible‘,
eine Bewirtschaftungsform, die im
Gegensatz zur herkömmlichen kapi-
talistischen Betrachtungsweise eines

Produktionsfaktors und seiner größt-
möglichen Ausbeutung im Sinne von
Profitmaximierung, auch ökologische
und soziale Standortfaktoren mit ein-
beziehen kann. Etwa die Nutzung von

Anbaumethoden,die auch die kultu-

 



relle und ökonomischeSituation
kleiner und mittlerer Betriebe
berücksichtigt und langfristig
auch die Arbeitsgrundlage des

Betriebes und die Lebensqualität
der Beschäftigten und Anwohne-
rInnen erhält. (Siehe auch Cuba
Libre 2/94.) Es bleibt abzuwar-

“ ten, inwieweitdieses Projekt er-
folgversprechend ist, um auf

weitere Flächen ausgedehnt werden

zu können was einen Lösungsschritt
weiter raus aus dem ökonomischen
Dilemmabedeuten könnte.

Ein weiterer Ansatz, der ‘periodo

especial’zu begegnen,sind Versuche,
das US-Handelsembargos, welches
sich auch auf die Ausfuhr von Medi-
kamenten nach Kubaerstreckt, durch

verstärkte Anstrengungen auszuglei-
chen, sowohl im Heilpflanzenbereich
- etwa durch intensiveren Anbau von
Basilikum sowohlals Heilpflanze wie
als Gewürz, wie auch durch innovati-

ve Forschungin Gen- und Biotechno-
logie. Hierzu wurden z.B. in der Uni-
versität von Pinar del Rio spezielle
Fachbereiche und Abteilungen einge-
richtet.

GENTECHNOLOGIE ALS WEG
AUS DEM WIRTSCHAFTLICHEN
ZWANGSDIKTAT DER USA?

 

Nicht verschwiegen werden soll an
dieser Stelle der Konflikt, der bei ei-

ner Begegnung zwischen Brigadeleil-
nehmerInnen undeinerörtlichen De-
legation des kubanischen Jugendver-

bandes offenbar wurde hinsichtlich

der stark propagierten Forschung
und des Einsatzes von Gentechnolo-

gie durch Kuba: Denn während hier-
zulande zumindest im Ansatz Diskus-

sionen über die Gefahren dieser

Technologie laufen, setzt Kuba ganz
offiziell auf diese Technologieals ei-
nen vermeintlichen Weg aus dem
wirtschaftlichen Zwangsdiktat der
USA.

Dochnicht alle Mittel können den
Zweck-heiligen, wie uns nach Harris-
burg und Tschernobyl die geführten
Diskussionen, etwa um die nicht min-

der gefährliche Atomkraft, zeigen und

sich hierzulande mittlerweile breite
Mehrheiten gegen diese Technologi-

en aussprechen- In dieser Situation
bezogen auf die Gentechnologie und
bei einer sicherlich zu konstatieren-

den Ungleichheit und auch Ungleich-
zeitigkeit der technischen und ökono-
mischen Entwicklungn zwischen den
hochentwickelten Ländern einerseits

und den Trikontstaaten andererseits
wozu eben auch die karibischen und
lateinamerikanischen Staaten zählen,

trotz dierser Misere differenzierte

Technikkritik zu üben, ist mehr als

gefährlich und kann nicht als Grund-
prinzip linker Theorie und Praxis gel-
TE..
Neben den Ansätzen der kubani-

schen Ökonomen,verschiedene - wie

oben gesehen- teilweise umstrittene

Möglichkeiten zur Verbesserung der
Grundversorgung der Bevölkerung
parallel zueinander zu forcieren, ist
sicherlich der Energiesektor nach

wie vor das Hauptsorgenkind der ku-
banischen Volkswirtschaft. Hier lie-
gen - vor allem im Landwirtschafts-
und Transportbereich - große techni-
sche Potentiale brach, Maschinen und

ganze Fahrzeugparks rotten in Er-
mangelung an Ersatzteilen, vor allem

aber auch aufgrund des blockadebe-
dingien Treibstoffmangels vor sich

hin. Neben den oben beschriebenen,
verstärkten Bemühungen, die Stadt-
bevölkerungzu Arbeitseinsätzen aufs
Land zu mobilisieren, ist der Faktor

tierische Arbeitskraft - vorwiegend

der Einsatz von Ochsengespannen -
ein mittlerweile nicht mehr wegzu-

denkendes Charakteristikum der ku-

banischen Landwirtschaft, wohl so-

lange, wie andere Wege, dem Würge-
griff des US-Handelsembargoszu ent-
gehen, noch nicht gangbar sind, um
sie breit, industriell, Jandwirtschaft-

lich und für die Wiederherstellung
des dringend benötigten ÖPN- und
Regionalverkehrs nutzbar zu ma-
chen.

ENERGIESEKTOR NACH WIE VOR
HAUPTSORGENKIND DER KUBA-
NISCHEN VOLKSWIRTSCHAFT

Neben Ansätzen in der Forschung im
Bereich nachwachsender Rohstoffe,

wäre vor allem die Anstrengung zur
Entwicklung von Treibstoff aus Alko-
holen nennenswert, die aufgrund des
breiten Zuckerrohranbausin der ku-

banischen Landwirtschaft wohl der
naheliegendste Ansatz ist, sich aus

diesem Teufelskreislauf und der Im-
portabhängigkeit vom teuren Welt-

marktöl zu befreien, zu dessen Er-

werb - wie in anderen Bereichen der

kubanischen Ökonomie - die notwen-
digen Devisen fehlen.

Allerdings war es während unseres
Aufenthalts in Kuba nicht möglich,
hier Näheres über die Fortschritte in
diesem Forschungsbereich zu erfah-

se]

ren; geht mensch jedoch vomalltägli-
chen Straßenbild aus, scheinen die
Forschungen im Energiesektor noch
nicht so weit gediehen zu sein, daß
mensch von einem Durchbruch bei
den Bemühungen zur Entwicklung
alternativer/regenerativer Energie-
formen, die dazu noch serienmäßig
produzierbar und industriell anwend-
bar wären ausgehen könnte...
Auch auf dem Sektor der alternati-

ven Energien - wie etwa der Stromge-
winnung aus Solarenergie - gibt esin

Kuba nur bescheiden Ansätze, was
ebenfalls der permanenten Devisen-
knappheit geschuldet sein mag, um
sich die Technologie aus dem Ausland
einzukaufen, bzw. zur Eigenprodukti-
on benötigte Einzelkomponenten zu

beschaffen. Wir hatten die Gelegen-
heit, in San Carlos, ca. 55 km westlich
der Provinzhaupistadt Pinar del Rio,
eine mit Hilfe einer Solidaritätsgrup-
pe aufgebaute Solaranlage zu besich-
tigen.

Sie ist in der Lage, einen Großteil
der benötigten Energie für die Praxis
des örtlichen Familienarztes (ver-
gleichbar mit den Allgemeinärzten in
Deutschland), eine Schule, eine Apo-
theke, sowie eines weiteren öffentli-

chen Gebäudes zu liefern. Aufgrund

der überdurchschnittlich hohen Men-
ge an jährlicher Sonneneinstrahlung
hätte Kuba gute Chancen, einen er-
heblichen Teil seiner Energieproble-
me durch Solarenergie zu decken,

wenn es die Entwicklung dieser um-
weltfreundlichenEnergieform foreie-
ren würde, aber vor allem die Haupt-

bedingung wegfallen würde, die es

Kuba seit Jahrzehnten verwehrt, un-
gehinderten Handel zu treiben und

sich somit die notwendigen Devisen

zum Kaufvon Gütern in den diversen

Sparten zu beschaffen.
So wichtig es demnachist, die kuba-

nischen Anstrengungen und Autar-

kiebestrebungen auf den verschiede-
nen Feldern immer wieder herauszu-
stellen und zu würdigen, so muß je-
doch gleichzeitig die politische
Hauptforderung nach einer soforti-
gen und bedingungslosen Aufhebung
der Blockade gestellt werden. Die
Blockadeist eine politische Diszipli-
nierungskeule, die - unabhängig vom

politischen Blickwinkel und der je-
weiligen politischen Tradition des/r
Betrachterln - keine völkerrechtliche
Legitimation besitzt, und so ist sie

auch bei jeder sich bietenden Ge-

legenheit immer wieder zu benen-
nen!



SOZIALES SYSTEM IN KUBA
NACH WIE VOR VORBILDLICH
FÜR LATEINAMERIKA

Trotz aller ökonomischen Schwierig-
keiten versucht Kuba, seine sozialen

Standards zu erhalten - auch ohne

Lobhudeleiist das soziale System Ku-
bas nach wie vor auf einem sehr ho-
hen Standart, obwohlsich auchin die-

sem Bereich- vor allem im medizini-

schen - die Auswirkungen der US-
Handelsblockade und der Mangel vor
allem an medizinischer Gerätschaft
und entsprechenden Ersatzteilen
mittlerweile bemerkbar machen.Bei-
spielhaft an dieser Stelle drei Projek-
te, die wir während unseres Aufent-
halts in Kuba besuchen konnten:

Sonderschule ‘Jose Marti”

Der Sonderschule Jos& Marti etwa,

die sich auf die Therapie sehlei-
stungsschwacher und schielender
Kinder spezialisiert hat, mangelt es
an einfachsten Diagnosegeräten wie
Blitzlichtern und mikroskopischen
Brillen. Es ist die einzige Schule die-
ser Art in der Provinz Pinar del Rio
und sie betreut in verschiedenen

Klassenstufen auch 2 fast erblindete
Schüler, womit sie versucht, dem

Reintegrationsgedanken Ausdruck zu
verleihen. Wie im kubanischen Ge-

sundheitssystem generell, ist es auch

an dieser Schule die Regel, die Kinder
in der Kindergartenphase und vor
dem Besuch der Primärschule bereits

auf mögliche Frühschäden zu unter-

suchen.

Dabei wird laut unseren Gespräch-

spartnern bei der Einweisungin eine

Sonderschule darauf geachtet, daß

durch eine vielleicht erstmalige Zu-
weisung zu einer Sonderschule nicht
von vorneherein bestimmte Lebens-
wege zementiert werden, die Ent-
scheidung ist also im Verlauf des
Schulabschnitts revidierbar, ja nach
Fortschritt der SchülerIn. (Wobei der

Ausdruck Sonderschule‘ in unseren

Breiten wesentlich negativer belegt
ist.) Die Schule ist u.a. bekannt ge-

worden durch eine genetische Studie

über die Ursachen von Sehschäden in

der Provinz Pinar del Rio im interna-
tionalen Vergleich.

KinderkrankenhausPinar del Rio

Im Verlauf unseres Aufenthalts auf
Kuba haben wir auch das Kinderkran-

kenhaus in Pinar besuchen können,

das einzige Kinderkrankenhaus in

der gesamten Provinz und mit einer

Kapazität von etwas mehrals 500 Bet-
ten. Das Krankenhausist westlichem
Standart vergleichbar und hat mehre-

re Abteilungen für die spezielle Be-
handlung von erkrankten Kleinkin-
dern (Abteilung zur Durchführung
von “Mutter-Kind-Programmen,
Krebs- und Intensivstation, Frühge-
burtenabteilung, ambulantes Be-
handlungszentrum und weitere Ab-
teilungen). Sowohl das Pflegeperso-
nal, als auch die betreffenden Abtei-

lungsärzte geben unumwunden zu,
daßsich die medizinische Versorgung
- sowohl die Grund-als auch die Aus-
stattung der Spezialabteilungen mit
Beginn der ‘periodo especial‘ perma-
nent verschlechtert habe. Es fehlt
vom komplizierten Diagnosegerät bis

zum Bettzeugalles...
So steht etwa in der neuro-ihera-

peutischen Abteilung ein geschla-
gener PC zur Messung von Gehirn-
strömen bei Säuglingen und Kindern
für die gesamte (!) Provinz zur Verfü-
gung. Zwar sind die KubanerInnen
mittlerweile in der Lage, in eigener

Produktion PC’s herzustellen, doch
müssen bestimmte Grundkomponen-
ten der Hardware auf dem Weltmarkt
eingekauft werden und wollen mil
Devisen bezahlt sein. Problemeberei-

tetauch die Beschaffung von Festplat-
ten und Kleinzubehör, wie etwa einer

simplen Maus‘. Kleinigkeiten, deren
Kauf aufgrund des allgegenwärtigen
Devisenmangels nicht getätigt wer-

den kann.So etwa - und hierzeigt sich
die Auswirkung dieser widersinnigen

und menschenverachtenden Han-

delsbeschränkung wohl am unver-
blümtesten- ist es aufgrund der eben-
benannten Diskrepanz in der Be-
schaffung oder Herstellung von Fest-
platten größerer Kapazität nicht mög-
lich, bei mehrals einem Säugling pro
Tag im Kinderkrankenhaus von Pinar
per EEG die Gehirmnströme zu mes-

sen.
Ein Widersinn,der sich in der phy-

sio-therapeutischen Abteilung des

Krankenhauses fortsetzt im Mangel

an einfachsten bewegungs-Iherapeu-

tischen Mitteln und Geräten, wie etwa
Therapiegeräte zur Behandlung mit

Stromstößen, aber auch Medizinbälle

oder auch nur die fehlende Glühlam-

pe zum Betrieb der Infrarot-Lampen

zur Bestrahlung... Hinzu kommt- alle

Abteilungen des Krankenhausesglei-

chermaßenbetreffend - daß aufgrund

der krassen Devisenknappheit sei-

tens des kubanischen Gesundheits-

 

ministeriums nur noch Geld für
die allernotwendigsten Medi-
kamentenanschaffungen bereit-
gestellt wird. Trotz alledem -

auch aufgrund des zwangsläufi-
gen Improvisationsvermögens
des kubanischen Krankenhaus-
personals und nicht zuletzt auch
dank derprivatenInitiative eini-
ger Gruppen und Einzelmen-
schen aus der internationalen Solida-
ritätsbewegung mit Kuba bei der Be-
reitstellung und Sammlung von Medi-

kamenten und medizinischer Gerät-
schaft, ist es bisher gelungen,die re-
lativ geringe Sterblichkeitsrate von
9,2 auf 1000 Neugeborene konstant zu
halten, was immer noch zu hochist,

wenn auch geringerals die Sterblich-
keitsrate in den USA...
Auch in diesem Bereich setzt Kuba

auf die Erforschung alternativer Be-
handlungsmethoden, um aus der ein-

seitigen Abhängigkeit etwa im Medi-

kamentenbereich herauszukommen.
Hier gibt es im Kinderkrankenhaus
von Pinar del Rio eine eigens einge-
richtete Heilpflanzenabteilung, die
sich auf die Substitutionvon Medi-
kamenten spezialisiert hat, die sonst
zu teuren Devisen aufdem Weltmarkt
eingekauft werden müßten. Laut Aus-
kunft der Krankenhausbelegschaft
werden so bereits 15 Medikamente
aus der hausinternen Heilpflanzenab-

teilung imtäglichen Krankenhausbe-
rien eingesetzt. Es handelt sich vor-

wiegend um Medikamente zum Ein-
satz gegen die häufigsten klimabe-
dingten Erkrankungen wie Allergien,

Asthma und Atemwegserkrankungen

(chron. Bronchitis).
Daneben gibt es den Ansatz, sol-

chen Krankheitsbildern mit fernöstli-

chen Behandlungsmethoden, wie et-

wa Akupunktur zu begegnen, wobei

diese Behandlungsform mehr aufdie

Therapie von Erwachsenenzielt und
aufgrund der langen Dauer der Be-

handlung, als auch des teilweisen

Versuchscharakters wegen, weniger

auf Säuglinge angewandtwird.
Auf eine Vielzahl etablierter schul-

medizinischer Behandlungsmetho-

den jedoch wird auch in Kuba nicht

verzichtet, vor allem im Bereich der

Chemo- und Strahlentherapie (was

eine gewisse Kontroverse zwischen

dem Krankenhauspersonal und uns

auslöste), wobeidiese letztgenannten

Therapieformen möglichste nicht bei

der Behandlung von Kleinkindern
zum Einsatz kommensoll. Laut den

Ärzten im Kinderkrankenhaus von

 



Pinardel Rio gibt es zur Chemo-
therapie in Kuba keinealternati-
ven Behandlungsmethoden, zu-

mal Krebserkrankungen - neben
Unfällen - die häufigsten- Er-
krankungen sind, weshalb Kin-
der in Kuba ins Krankenhaus
eingeliefert werden.
Dabeibeträgt die relativ gerin-

ge Beitenauslastung ca. 70%,

was darauf zurückzuführen ist, daß
Kuba immer noch ein ausgezeichne-
tes primär-therapeutisches Gesund-

heitssystem besitzt, welches auf einer

ausreichenden Versorgung mit den in

Kuba weitverbreiteten Familienarzt-
Praxen basiert.

 

Aidsstation - Sanatorio Sida - in
Pinar del Rio

Desweiterenleistet sich Kuba in den
Provinzen Behandlungszentren für
aidskranke KubanerInnen - Ausdruck
einer verstärkten Zur-Kenntnisnah-
me der Krankheit und besseren Ak-
zeptanz des ‘Problembereichs’ Aids
durch die kubanische Gesellschaft.
Das warnicht immerso und zurver-

stärkten Aufklärung hat hier vor al-
lem auch das Engagement kubani-
scher KünstlerInnen und eine Forcie-
rung des Problem‘-Bewußtseins für
diese Krankheit durch Initiierung von
Anti-Aids-Kampagnen durch den ku-

banischen Frauenverband beigetra-

gen, nachdem es ursprünglich eine

starke Ablehnung bis hin zur Leug-
nung der Krankheit - vorwiegend in
den kubanischen Familien - gegeben
hatte. Als Konsequenz setzen die ku-

banischen Behörden jetzt bereits in

den Schulen an, um durch eine ge-
zielte Öffentlichkeitsarbeit etwa die
Benutzung von Kondomenund ande-

rer wesentlicher Dinge der Sexualhy-
giene zu propagieren. Dabei ist es
vorteilhaft, daß in Kuba, im Gegensatz
zu anderen lateinamerikanischen

Staaten, der Einfluß der Religion oder
einer Amitskirche keine namhafte

Rolle spielt, die die kritische Haltung
vor allem bei den jüngeren Kubane-

rInnen zur Akzeptanz und vor allem

auch praktischen Benutzung von
Kondomenbestärken könnten.

Im ‘Sanatorio Sida’ in Pinar del Rio

leben zur Zeit 38 PatientInnen, wovon

bei 7 derVirus bereits ausgebrochen
ist. Die Ansteckungist hier in der
Mehrzahl über heterosexuelle oder

bi-sexuelle Kontakte erfolgt. Neben

der Möglichkeit, im ‘Sanatorium’ (...
schreckliches Wort) zu leben - was
wohl mehrauf die PatientInnen mit

ausgebrochener Krankheit zutrifft -
wird durch gezielte Reintegrations-
bemühungen, wie etwa Jobsuche und
ambulante Betreuung zuhause ver-

sucht, den Weg zurück in die Gesell-
schaft offen zu halten. Hierbei sicher-
lichdienlichist der Umstand,daß sich
auch Kulturschaffende und Filmema-
cher der Thematik angenommen ha-
ben und versuchen, diese künstle-

risch an die Gesellschaft heranzutra-
gen. Der wohl bekannteste Film dazu,
der auch bei unsin denKinoslief und

für den die kubanischen Behörden
die Filmmittel zur Verfügung gestellt
haben- fresa y chocolate‘ - gibt den
zwischenzeitlichen Umgang der ku-
banischen Gesellschaft mit dem "The-
ma’ relativ authentisch wieder, die

lange Laufzeitin den kubanischen Ki-

nos und die große Publikumsreso-
nanz den gestiegenen Diskussionsbe-

darf und den Wunsch der Menschen,

sich verstärkt zu gesellschaftlichen

Vorgängen undzu gesellschaftspoliti-
schen Themen zu äußern.

KULTUR AUS KUBA ALS
VERMITTLERIN AUTHENTISCHER
LEBENSWIRKLICHKEIT

Daszeigt sich auch und geradein der
Diskussion über andere Themen des
öffentlichen Interesses und hier ist es

vor allem auch den kubanischen Fil-

memachern zu verdanken, daßin den

westlichen Medien mittlerweile auch
häufiger Filme gezeigt werden,die ei-

nen authentischen und relativ reali-

stischen Einblick in die kubanische
Gesellschaft heute ermöglichen- zu-
letzt drei außer Konkurrenz laufende

Neuvorstellungen auf der Bärliner
Bärlinale Anfang Februar und aufder

parallel laufenden “Videonale‘ vier
Kurzfilme, die eine künstlerische

Annäherung an das “Thema Kuba’
versuchten. Es besteht also durchaus

ein gestiegenes Interesse kubani-
scher KünstlerInnen und Intellektu-

eller, die theoretische Auseinander-
setzung mit Kubahier zu fördern und
die bestehende, auch kulturpolitische
Blockade zu durchbrechen. Dazu ist
seiten der KubanerInnenein Anfang
gemacht, nur bleibt zu konstatieren,

wie wenig hiervon in einer breiten

westlichen wie auch bundesrepubli-

kanischen Öffentlichkeit - die über
die Handvoll SolidaritätsarbeiterIn-
nen und engagierten Einzelpersön-

lichkeiten hinausgeht - tatsächlich
ankommt...

CUBA
LIBRE

Dies, obwohlsich - gerade und viel-
leicht auchtrotz der ‘periodo especial“
- eine disziplin-übergreifende, ambi-
tionierte KünstlerInnenscene in Kuba
erhalten hat und neu gestaltet, die

sich aufgrund dieser erschwerten Be-
dingungen - und des damit verbunde-
nen Mangels, den wir ja aus allen an-
deren Bereichen des kubanischen Le-
bens hinlänglich kennen, zur Be-
schaffung von selbst einfachsten Ma-
terialien für den künstlerischen Be-
darf - innovativer Ausdrucks- und
Improvisationsformen bedient, um
die politische und gesellschaftliche
Diskussion und die durch die Isolati-
ons- und Blockadepolitik der USA und
in ihrem Gefolge anderer westlicher
Staaten entstandenen Diskrepanz mit
den Mitteln der Kunst und Literatur
zu reflektieren...

Dieses Engagement beleuchtet

aber auchdie politische Doppelbödig-

keit westlicher Politik gegenüber Ku-
ba, die unisono und unter permanen-
ter Verletzung des Selbstbestim-
mungsrechts eines Staates Demokra-
lie‘ nach dem hier vorherrschenden
Verständnis und Reformen in ihrem
Sinne einfordert, auf der anderenSei-

te aber die Öffnung der kubanischen

Gesellschaft in vielen Bereichen ein-
fach ignoriert, weil es den Herrschen-
den hier nicht in ihr von den USA vor-
gegebenes Kuba-Bild paßt... Sie müß-
ten es ja eventuell korrigieren...

GeorgDaniels

Anmerkung der Redaktion:

Obwohl wir in vielen wesentlichen Aussa-

gen nicht mit G.D.'s Artikel übereinstim-

men, haben wir uns für eine Veröffentli-

chung entschieden, weil wir meinen, daß

sich auch aus den Reihen unserer LeserIn-

nen eine Diskussion überdie geschilderten

Eindrücke und Interpretationen Georgsent-

wickeln könnte.

Georg Daniels sammelt folgende
(Sach-) Spenden:
eBlitzlichter und mikroskopische Brillen zur

Sehtherapie für die Sonderschule ‘Jose Martf’;

eBedarfsgegenstände für das Kinderkranken-

haus Pinar del Rio, Liste kann von ihm ange-

fordert werden;

»Geldspendenfür die Rockgruppe der Aids-Pati-

entInnen, zur Anschaffung von Musikinstru-

menten;

»Geld- und Materialspenden für die KünstlerIn-

nen den »Salon Provencial - Centro de Arte« in

Pinar del Rio.

Georg Daniels

Postgiro-Ami Köln

Postfach 680545
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Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker!

"Spätstens in Kubabegreift ein politisch denkender Mensch, wie beschränkt

der Begriff der demokratischen Menscherechte ist, wenn dieser nicht mit

sozialen Menschenrechten verbunden ist. ... Ich habe aufkeiner Reise in ein

Trikont-Land einen so hohen Standard an Bildung, Ernährung, gesundheitli-

che Versorgung erlebt wie in Kuba, in der Stadt wie auf dem Land. Diese

soziale Wirklichkeit soll propagandistisch und materiell vernichtet werden,

damit kein Trikont-Land mehr für soziale Emanzipation zu kämpfen wagt.”

Jutta Ditfurth in "Junge Welt" vom 30.8.1994

Milch für KubasKi
"Wirbitten, unsere. Solidaritätsspendenkampagne mit Spenden - auch durch

Dauerauftrag - zu unterstützen. Spendenkonto-Nr.: 13 2222 10, Berliner Spar-

kasse, BLZ 100 500 00, VWZ: Milch für Kubas Kinder. Bitte angeben, ob

Spendenbescheinigung erwünscht.

CubaSi

Arbeitsgemeinschaft der PDS &

Kleine Alexanderstraße 28 E

10178 Berlin ; ®

Telefon: (030) 28 409 - 455/- 456 ' DaV

Fax: (030) 28 409 409
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»Euch heute hier zu habenist für
Cubanicht nur aufgrund der freund-
schaftlichen Verbindungen wichtig,
nicht nur weil Ihr über die Realität
dessen was Ihr gesehen habt, berich-

ten werdet, sondern wichtig, gerade
weil Ihr uns Eure Hände entgegen-
streckt und uns sagt: ‘Machtweiter so,
Ihr seid auf dem richtigen Weg!‘« Dies
waren die Worte von Alejandro Gar-

cia Gonzälez, Vorsitzender der Verei-

nigung der UniversitätsstudentInnen,

  
als er am 1. August 95 die Teilnehme-
rInnen zu Beginn des Internationalen
Jugend Festivals in Havanna begrüß-
te. Insgesamt waren an diesem ersten
Veranstaltungstag bereits mehr als
1.200 Delegierte akreditiert, und viele
weitere befanden sich noch auf der
Anreise.

Die größte Delegation war mit 250
TeilnehmerInnen aus den USA ange-
reist, mit 125 und 100 Delegierten

folgten Frankreich und Spanien,
während auch aus Brasilien,Italien,

Canada, Mexico, Chile und Großbri-
tannien zahlreiche VertreterInnen

nach Cuba gekommen waren. Insge-
samt waren es 60 Staaten, die aufdem

Festival der Jugend vetreten waren:
Schweden, Dänemark, Polen, die BRD

_ \ 

Jamaica, Columbien, Paraguay und
Ecuador. Zwei Delegierte waren aus
China angereist und etwa 20 ausViet-
nam. Eine ganze Reihe afrikanischer
Staaten hatten 1 oder 2 VertreterIn-
nen gesandt, darunter auch ein Dele-
gierter der Jugendvereinigung des
ANCin Südafrika.

Die Delegierten, die bereits am 31.
Juli in Cuba waren, verbrachten den

Tag mit dem Besuch von Fabriken,
Krankenhäusern, Kultur- und
Sporteinrichtungen in und um die
Hauptstadt Havanna. Unter den ange-
steuerten Zielen waren u.a. eine
Schiffsausbesserungsanlage, eine
Metallblechfabrik, eine Milchverar-

beitungs-Anlage, ein Sanatorium für
AIDS-Kranke, eine Getreidemühle
und eine Zuckerfabrik sowie ein
Glasfabrikationswerk. Cubanische
DolmetscherInnen und Fremdenfüh-
rerInnen begleiteten die Delegierten-
gruppen, um gegenseitige Fragen
und den Erfahrungsaustausch mit cu-
banischen ArbeiterInnen und Ju-
gendlichen zu vermitteln.

In den Werksanlagen ‘Cardio Ar- '
guilles‘, wo früher Busse hergestellt
wurden, ist die Produktion inzwi-
schen auf Fahrräder umgestellt, die ja
aufgrund der Treibstoffknappheit
zum wichtigsten Transportmittel für
Tausende CubanerInnen geworden
sind. Die BesucherInnen bekamenei-
nige der neuen Modelle zu sehen,die
in Cuba zumLastentransport oder der
Beförderung mehrerer Personen ent-

wickelt wordensind.
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Aus Cuba selbst nahmen an dem

Festival 200 Delegierte teil und das
ganze Land wurdetäglich über Fern-
sehen, Radio und Zeitungen über des-
sen Verlauf informiert. Über 2.500 Fa-
milien in verschiedenen Provinzen
hatten sich bereiterklärt, Delegierte
in ihren Wohnungen zu beherbergen

und 150 Lehrende und Studierende
an Sprachenschulen waren als Dol-
metscherInnen ausgewählt worden.

Einen absoluten Höhepunkt
während des Jugendfestivals erlebten

die Delegierten am 5. August, als sie
an einer Massenkundgebung und De-
monstration gegen die Blockadeteil-

nahmen, die von der gleichen Stelle
ausging, an der vor gerade einem

Jahr eine Gruppe randalierender Un-

ruhestifter loszog um steinewerfend
Fensterscheiben zu zertrümmern.

Damals hatten in Havanna tausende
CubanerInnen auf diese Provokatio-
nen mit spontanen Massenkundge-
bungen zur Verteidigung der Revolu-

  
   

'tion reagiert. In diesem Jahr kamen

500.000 Menschen zu dieser Demon-
stration zusammen, zu der der UJC,

der Kommunistische Jugendverband
Cubas, aufgerufen hatte.
Arbeiterinnen und Arbeiter, Stu-

dentinnen und Studenten, Familien,

Jung und Alt, alle strömten zum

Malecön mit cubanischen Fahnen
und Transparenten gegen die Blocka-

 

".

    

de, gegen das Helms-Burton-Ge-
setz und mit Bekenntnissen zum
Sozialismus und zur Cubani-
schen Revolution. Als sich der

Demonstrationszug mit Fidel
Casiro, der 1. Vorsitzenden des

UJC,Victoria Veläzquez, und an-
deren eubanischen Persönlich-

keiten in Bewegungselzie, wa-

ren die internationalen Dele-
gierten des Jugendfestivals mit an der
Spitze. Als sie einige Häuserblöcke
weiter am Sitz der US-Inieressenver-
tretung vorüberzogen, begannen die

Jugendlichen aus den USA zu skan-
dieren: »Hey-hey, ho-ho, USA raus aus
Guantänamo!« Die CubanerInnen,die
vom Bürgersteig oder von Balkonen
aus die Demonstration beobachteten,

begannen zu lächeln und zu applau-

dieren.
Sichtlich bewegt sprach Fidel Ca-

stro bei der Abschlußkundgebung:
»Auch der 5. August 1995 wird ein hi-
storischer Tag sein, an den wir unsje-
des Jahr werden erinnern müssen,

denn er drückt so vieles aus und

macht uns viel Mut.«
M.S. (Quellen: Granma, Militant)

Fotos: Sylvia Flügel
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Interview mit Ernesto Cardenal

Ein neuer Sozialismus

* und ein erneuerter

Sandinismus!
rnesto Cardenalhatte sich seit Jahren als Theolo-

ge der Befreiung und sozial engagierter. Schrift-

steller einen Namen gemacht. Nach der sandini-

stischen Revolution amtierte er als Kulturminister Nica-

raguas. Vor einiger Zeit verließ Cardenal die Frente

Sandinista. Peter Nowak sprach mit Cardenalanläßlich

seiner Lesereise über die innenpolitische Entwicklung

seines Landes und die Kubasolidarität. Das Interview

warleicht gekürzt in der jungen Welt vom 27.3.95 ab-
gedruckt.

Nowak:Als die Sandinisten über 10
Jahre in Nicaragua an der Regierung

waren, hörte mankeine Kritik von Ih-

nen an der Partei? Warum kam ausge-
rechnet nach der Wahlniederlage der
Bruch?

Cardenal: Im Kampf gegen Somoza
und in ihrer Regierungszeit gab es

keinen Grundfür Kritik an den Sandi-
nisten. Natürlich hatten sich damals
hierarchische, autoritäre Strukturen

in der Partei entwickelt, aber die wa-

ren im militärischen Kampf notwen-
dig, zunächst gegen Somoza, später

im Krieg gegen die Contras. Nach
dem Ende des Contrakriegesfiel der
Grundfür diese Strukturen weg. Aber
einige ehemaligen Helden dersandi-
nistischen Revolution klebten an der
Macht, haben sich bereichert und
gleichzeitig verhindert, daß gegen ihr

Verhalten innerhalb der sandinisti-

schen Partei Widerstand entstehen
konnte. Das war der Punkt, wo mir

mein Gefühl sagte, ich muß diese Par-
tej verlassen.

Nowak: Bedeutet das einen Rück-
zug aus der aktiven Politik?

Cardenal: Nein, denn viele Men-
schen in Nicaragua wenden sich
gegen den bürokratischen Kurs der
sandinistischen Führung. Im Mai
1995 wird in Managua eine neue Par-
tei gegründet, die sich zum Zielsetzt,
den Sandinismus zu erneuern und zu
reformieren. Sie wird ein wahrhaft
demokratisches Programm haben.Ih-
re Basis sind sowohl ehemalige San-
dinisten wie bisherpolitisch nicht ak-
tive Menschen meines Landes. Diese
Partei wird mein neues politisches
Wirkungsfeld.

       

 

Be ne es

Nowak: Welche Chancen wird die-
se neue Partei bei den Präsidenten-
wahlen im nächsten Jahr haben?

Cardenal: Das ist natürlich schwer
zu sagen, weil es keine Umfragen
gibt. Aber ich hoffe, diese Partei wird
die Wahlen gewinnen.

Nowak: Nun wird der Bürgermei-

sterin von Solentiname Gloria Gueva-
ra u.a. von hiesigen Solidaritätsorga-
nisationen vorgeworfen, daß sie ei-
nen Mitarbeiter deckt, der Solida-
ritätsgelder unterschlagen habensoll.
Außerdem soll sie in der Gemeinde-
versammlung mit undemokratischen
Tricks ihre Abwahl verhindern. Sie
gilt aber als Unterstützerin ihrer Li-

nie? Kam deshalb von Ihnen keine
Kritik an deren Verhalten?
Cardenal: Esist hier nicht der Raum

diese Sachen zu klären. Hier gibt es
verschiedene Aussagen. Ich weise die
Vorwürfe gegen Gloria Guevara
zurück.

Nowak: Wie hat sich das Verhältnis
zwischen Ex-Contras und den Sandi-
nisten entwickelt?

Cardenal: Hier gab es die letzten
Jahre eine große Annäherung. Der
Begriff ‘Ex-Contra’ exisitiert im heu-
tigen Nicaraguanicht. Aufbeiden Sei-
ten sind Bauern und die haben
gemeinsame Interessen, z.B. den
Kampfum Land.

Nowak: Auch beiihrer Lesung ha-
ben sie sich mit Kuba solidarisiert.
Warum ?
Cardenal: Ein neuer, verbesserter

Sozialismusist die einzige Alternative
zum US-Imperialismus. Kubaist heu-
te das einzige rebellische Land auf
der Welt. Es gibt uns Kraft für neueVi-
sionen und verdient Unterstützung.
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MISTnennenheine

CinemaOstertor, Bremen

11 Uhr ARRI-Kino, München

Werkstatt-Kino, München

Kino Breitwand, Gilching

Neues Stadtkino, Augsburg

Filmladen, Kassel
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neOBEN-Kino, Cottbus

 ....Kinoclub, Erfurt

Filmclub, IImenau

Filmclub, Weimar

....Kino im Dach, Dresden
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um Jahreswechsel 1994/1995 konnte der kuba-

nische Wirtschaftsstratege, Carlos Lage, zum er-

sten Mal seit vier Jahren wieder wirtschaftliches

Wachstum vermelden. Um bescheidene 0,7% war das

Bruttoinlandprodukt im Vergleich zum Vorjahr gewach-

sen. Dieser ermutigende Trend hielt auch im ersten

Halbjahr 1995 an: eine 2%ige Steigerungsquote des

BIP wurde von Fidel Castro bekanntgegeben." Die öko-

nomischeTalfahrt der letzen Jahre scheint damit been-

det.

Doch wie kommtes zu dieser spekta-
kulären Erholung der kubanischen
Wirtschaft? Noch vor Jahresfrist ver-
meldeten die hiesigen Zeitungen den

bevorstehenden Zusammenbruch
des kubanischen Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssystems. Journalisten wie
Kubakenner sahen mit der Welle von
Bootsflüchtlingen, die der Karibikin-
sel den Rücken zuwandten, einen

dramatischen Verfall der Legiti-
mitätsressourcen der Regierung Ca-
stro einhergehen,der leicht zu einem

Umbruch, zur Konterrevolution oder
schlicht zur Aufgabe hätte führen
können. Nun -ein Jahr später- wird

vermeldet, daß die Stimmung in der
Bevölkerung von Zuversicht geprägt
ist, sich die Versorgungslage ent-

spannt und die wirtschaftliche Erho-
lung konkrete Form annimmt. Hatdie
kubanische Regierungdas ‘Ei des Ko-
lumbus’ entdeckt, hat sie in kürzester
Zeit ein Reformkonzept entwickelt,
wasbereits Früchte trägt und ein Bei-

spiel für viele darniederliegende

Wirtschaften in den Staaten der ‘Drit-
ten Welt’ sein könnte, oderist diese
wirtschaftliche Erholung nur von
kurzfristiger Dauer,steht derseit Jah-

ren von westlichen Beobachtern pro-

gnostizierte große Knall nicht

doch noch bevor?
Um diesen Fragen auf den

Grund zu gehen,soll im folgen-
dem die kubanische Wirtschafts-

politik der letzten dreißig Jahre
kritisch beleuchtet werden, um

deren Defizite herauszuarbei-

ten. Diese Defizite, die noch heute die
kubanische Wirtschaft prägen, wer-
den dann in den Kontext des kubani-
schen Krisenmanagements der letz-
ten Jahre gestellt, um so der Frage

nachzugehen, ob das kubanische Kri-

senmanagement tatsächlich Fort-
schritte bei der Beseitigungder struk-
turellen Blockaden vorzuweisen hat.

&E02»

Strukturelle Blockaden des

kubanischen

Entwicklungsmodells

Der Ausbruchder Existenzkrise des
kubanischen Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystemsliegt bereits fünf Jahre
zurück. Ausgelöst wurde sie durch
den Zusammenbruch des RgW und
der Sowjetunion und verstärkt durch

die nun erstmals in ganzer Tragweite
spürbare US-amerikanische Blocka-
de. Verursacht wurde sie jedoch zu
erheblichen Teilen durch eine Wirt-
schaftspolitik, die weder den ur-
sprünglichen Entwicklungszielen der

kubanischen Revolution entsprach,

noch in der Lage war kubanische In-
teressen innerhalb der RgW-Planung

durchzusetzen.

Maßgebliche Ziele der ökonomi-
schen Entwicklungsstrategie, die
1957 im Manifest der Sierra festgehal-
ten wurden, waren die Importsubsti-
tution und die Erweiterung der Ex-
portpalette durch international wett-
bewerbsfähige Produkte, um die
Außenabhängigkeit der kubanischen
Wirtschaft von einem Produkt, dem
Zucker, und von einem Land, den

USA, zu reduzieren. Diese Ziele, an
deren Umsetzungzu Beginnder sech-
ziger Jahre im Rahmeneines unkoor-
dinierten und gescheiterten Diversifi-
zierungsprogramms gearbeitet wur-
de, gerieten bereits Mitte der sechzi-

ger Jahre durch den Wechsel des Ent-

wicklungsparadigmas in den Hinter-
grund. Nun sollte die Zuckerindu-

strie, die in der ersten Phase der Revo-

lution zugunsten der Diversifizierung

vernachlässigt wurde, zum Entwick-

lungsmotor werden. Von der Steige-

rung der Zuckerproduktion in neue
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Dimensionen erhoffte sich die
kubanische Führung eine aus-
reichende Kapitalakkumulation
für die Einleitung des angestreb-

ten Diversifizierungsprozesses.

Aber auch diese Strategie
scheiterte: weder wurde die an-
gestrebte ‘10-Millionen-Tonnen-

”s Ernte’, auf welche die gesamte
kubanische Wirtschaft innerhalb

eines Zeitraums vonfünfJahren aus-
gerichtet wurde, eingefahren, noch
erbrachte der Verkauf der Rekordern-

te von 8,5 Millionen Tonnen die er-
warteten Einnahmen.Die Weltmarkt-
preise für Zucker waren schlicht ge-
fallen.

Frustration statt Wachstum: der

RgW-Beitritt

Damit steckte die kubanische Wirt-

schaft in einer tiefen Krise: die Pro-
duktionsergebnisse fast aller Bran-
chen waren aufgrund der Konzentra-
tion auf die »gran zafra«, der alle not-
wendigen Ressourcen zugeführt wer-

den sollten, gefallen. Ein Wust von
Einzelplänen, die nicht miteinander
abgestimmt und häufig von Spezial-
plänen wiederum außer Kraft geseizt
wurden, hatte ein übriges getan. Das

Scheitern der »gran zafra« halle ne-

ben Versorgungsengpässen einen
nachhaltigen negativen Effekt auf die
Motivation der kubanischen Bevölke-
rung, der sich sowohl in der Abwe-

senheit von der Arbeit (absentismo),
als auch in der Forderung nach einer
Erweiterung der Partizipation an den
Entscheidungsprozessen auf mikro-
und makropolitischer Ebene, nieder-
schlug. Die kubanische Führung rea-
gierte auf die ökonomische undpoliti-
sche Krise mit einer selbstkritischen

Bilanz, in dessen Verlauf Fidel Castro
eine Dezentralisierung und Demo-
kratisierung des politischen Systems
ankündigte und seinen Rücktritt an-
bot, was hinreichend verdeutlicht wie
schwerwiegend sich die wirtschafts-
politischen Fehlschläge auf das ge-
sellschaftliche Klima auswirkten.
Daraufhin erfolgte umgehend die

Neuorientierung der kubanischen
Wirtschaftspolitik, die sich nun mit
dem sowjetischen Planungs- und
Lenkungsmodell vertraut machte,
welches zwaroffiziell erst 1976 einge-

führt wurde, dessen Grundsätze aber
bereits mit dem Beitritt zum RgW
1972 Eingangin die kubanische Wirt-
schaftsentwicklung fanden. Während
die Vorteile der kubanischen RgW-
Mitgliedschaft hinlänglich bekannt
sind fielen die Nachteile innerhalb

  

 

 

der internationalen Diskussion meist
unter den Tisch: innerhalb der RgW-
Arbeitsteilung hatte sich die kubani-
sche Wirtschaft auf die Rohstoffpro-
duktion zu konzentrieren, wodurch

sich der wirtschaftspolitische Ent-
scheidungsspielraum der Regierung
nachhaltig reduzierte. An eine inno-
vative Wirtschaftspolitik auf der
Grundlage der ursprünglichen Ent-
wicklungsziele, eben der Erweite-
rung der Export- und Produktpalette,
der Verarbeitung der Rohstoffe, der
Suche nach neuen Absatzmärkten

und der Steigerung der Produktions-
effizienz war nun nicht mehr zu den-
ken. Ansätze einer derartigen Politik

wurden sowohl behindert als auch
überflüssig gemacht, da Absatzmärk-
te garantiert wurden, Kredite zur
Schließung von Finanzierungslücken
gewährt wurden und damit der Inno-
vationsdruck wegfiel bzw. innerhalb
der RgW-Arbeitsteilungallein aufden
Rohstoffexportsektor gelenkt wurde.
Progressiven Projektvorschlägen von
kubanischer Seite wurde nicht oder
nur in Ansätzen Rechnung getragen.

Beispielsweise gelang es demsoziali-
stischen Entwicklungsland Kubaerst
zu Beginn der achtziger Jahre Auf-
nahme im multilateralen RgW-Ab-

kommen zur Förderung der Compu-

   
   



 

 

 

ter- und elektronischen Industrie zu

erhalten. Nun konnten die Anstren-

gungen im Bereich der Produktion
von PC’s, Displays und elektronischen
Komponenten, die auf eine Anregung
von Che Mitte der sechziger Jahre
zurückgehen, auch im Rahmen des

RgWintensiviert werden. Auch die
Entwicklung der biotechnologischen
Industrie wurde anfangs nicht von
den RgW-Partnern begrüßt, da sie der

festgeschriebenen Arbeitsteilung wi-
dersprach. Zusätzlich geriet Kuba
durch die RgW-Integration technolo-

gisch ins Hintertreffen, da die Indu-
striegüter aus RgW-Produktion
größtenteils technologisch veraltet,

ressourcenverschwendendundleider

auch oft von mangelnder Qualität wa-

ren?
Derstrategische Fehler der kubani-

schen Wirtschaftspolitiker war die
Abkehr von den ursprünglichen Enit-
wieklungszielen der kubanischen Re-
volution. Aufgrund der fehlenden Al-
ternativen begab sich Kuba -im Ver-
trauen auf die Existenz des sozialisti-
schen Lagers- in eine sich ausweiten-
de Außenwirtschaftsabhängigkeit,
anstatt diese -wie vorgesehen- zu re-
duzieren. Innerhalb der Kooperation
zwischen Kuba und den RgW-Part-
nern wurdenletztlich die klassischen
Austauschbeziehungen zwischen ei-
nem Entwicklungs- und einem Indu-
strieland reproduziert, was schwer-
wiegende Folgen für die kubanische
Produktionsstruktur hatte.” Die na-

tionale Agrar- und Konsumgüterindu-
strie wurde genauso vernachlässigt,

wie die Suche nach neuen Exportpro-
dukten. Diese Tatsache erwies sich
auch aus einer anderen Perspektive,

der beschäftigungspolitischen, als fa-
tal: der kostspielige Ausbau des Bil-
dungssystems hat einen Qualifikati-
onsstandard der kubanischen Bevöl-
kerung hervorgebracht, der seines-

gleichen in einem Entwicklungsland
sucht. Dieses Potential konnte aller-

dings im Rahmen der kubanischen
bzw. RgW-Wirtschaftspolitik nur sehr
begrenzt zum Einsatz kommen, da

weder die entsprechenden Arbeits-

plätze zur Verfügung standen noch
- Anstrengungen unternommen wur-
den, um der Qualifikation und Kreati-

vität der Bevölkerung innerhalb des
Produktionsprozesses die notwendi-
sen Entfaltungsräume zu geben. So
blieb der zu Beginnder siebziger Jah-
re eingeleitete Prozeß der Erweite-
rung der betrieblichen Mitbestim-
mungsrechte genauso stecken wie

die Dezentralisierung der Entschei-

dungsstrukturen. Die Ursachen dafür
liegen vorrangig in den administrali-

ven Hierarchien,die eine Flexibilisie-
rung der Planerstellung verhinder-
ten. Erschwerend hinzu kam die au-
tomatische Deckung der betriebli-
chen Defizite durch die kubanische
Nationalbank, wodurch der Rentabi-
litätsgesichtspunkt im Produktions-
prozeß in den Hintergrundtrat. Dies
hatte zur Folge, daß im Laufe der Jah-
re immer mehr Betriebe mit Verlu-

sten arbeiteten, die sich defizitär auf

den kubanischen Staatshaushalt aus-
wirkten.
Diese kurzsichtige Beschäftigungs-

politik machtesich im Laufe der acht-
ziger Jahre negativ auf dem Arbeits-
markt bemerkbar. Den geburtenstar-
ken Jahrgängender sechziger Jahre,
die gut ausgebildet auf den Arbeits-

En

markt drängten, standen weder
die Arbeitsplätze zur Verfügung,
die ihrer Qualifikation entspra-
chen, noch entsprach das zah-

lenmäßige Angebot der Nachfra-
ge, was einen Anstieg der Ar-
beitslosenquote und die Abnah-
me gar Arbeitsmoral nach sich

208.

 

Reformen ohneTiefgang:

die rectificacion

Im Rahmender rectificacion, die von

Fidel Castro 1986 initiiert wurde, kam
der Bekämpfung der Bummelei am
Arbeitsplatz, dem ‘Blaumachen’, der

ansteigenden Korruption und Vet-
ternwirtschaft zentrale Bedeutung zu.
Alle diese Phänomene gehen sowohl
auf die sinkende Arbeitsmoral als

auch auf die Defizite in der Wirt-
schaftsorganisation zurück. Die poli-
tische Führung führte sie allerdings
fast ausschließlich auf die Disharmo-
nien innerhalb des sowjetischen Lei-

tungs- und Planungssystems zurück,

welches auf einem extensiven Wachs-

tumsmodell fußte. Im Zentrum der
Kritik standen die zu dezentrale Wirt-
schaftsorganisation, das wachsende
Ungleichgewicht zwischen steigen-
den Investitionen und sinkender Pro-
duktivilätl sowie die Korrumpierung
der Gesellschaft durch die Auswei-

tung von privatwirtschaftlichen Akti-

vitäten, welche die egalitäre Gesell-
schaftsstruktur gefährde.6
Das Rezept der kubanischen

Führung war denkbar einfach und

kurzsichtig: von der Zentralisierung

der Wirtschaftsorganisation, der Ent-
bürokratisierung des Staats- und Ver-
waltungsapparats, des Ausbaus der
Kontrollmechanismen innerhalb des
Arbeitsprozesses, der Beseitigung der
Marktmechanismen (freie Bauern-
märkte) und der Einführung morali-
scher Leistungsanreize versprach

man sich die Lösung der Probleme.
Eine tiefergehende Analyse der Ursa-
chen erfolgte somit nicht und demzu-

folge konnte auch kein Konzept ent-
wickelt werden, an dem sich eine nol-

wendige Neustrukturierung der Wirt-
schaft hätte orientieren können. Das
extensive Wachstumsmodell war an
seine Grenzen gestoßen, doch es wur-

de trotzdem im großen und ganzen
beibehalten. Dies führte zu immer
höheren Handelsbilanzdefiziten mit

dem RgW, zu einem kontinuierlichen
Absinken der Arbeitsproduktivität ab

19867 sowie zu einem sinkenden Wa-
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renangebot im Inlandbei gleich-
zeitiger Steigerung des Geldum-
laufs, wodurch die soziale De-

mobilisierung der Bevölkerung
weiter verstärkt wurde. Bereits
zu diesem Zeitpunkt hätte die
kubanische Führung im größe-
ren Rahmen reagieren müssen,

doch man vertraute auf die si-
cher geglaubten Handelsbezie-

hungen zu den RgW-Staaten, auf zu-
sätzliche Kredite und nahm an,daß es

sich um eine konjunkturelle, statt um

eine strukturelle Krise handele. Dem-
zufolge wurdenallein Programmezur
Exportförderung und Importsubstitu-
tion erlassen, an eine Neustrukturie-

rung der Produktionseinheiten, der
Arbeitsorganisation, der Ausweitung
der betrieblichen Mitbestimmungs-
rechte zur Steigerung der Arbeitsmo-
ral, der Flexibilisierung der Planvor-
gaben oder der Beschäftigungspolitik
wurde nicht oder nur partiell gedacht.
Demzufolge blieben die strukturellen
Blockaden der kubanischen Wirt-

schaft erhalten.
In dieser Situation erfolgte der Zu-

sammenbruch des RgW und der UdS-
SR, womit die kubanische Wirt-

schaftskrise existentiellen Charakter

annahm. Nun konnten allein struktu-
relle beschäftigungspolitische und
wirtschaftsorganisatorische Refor-
men die Anpassung der Wirtschaft an
die neuen Gegebenheiten des: inter-
nationalen Marktes herbeiführen

 

Vom Notstandsprogramm und

der Zweiteilung der Wirtschaft

Die Regierung reagierte auf diese
Herausforderung mit der Verabschie-
dung eines wirtschaftlichen Not-
standsprogrammsmit folgenden Ker-
nelementen:
-Steigerung der nationalen Konsum-
güterproduktion im Rahmen des
plan alimentario;

-Vollständige Güterrationierung bei
höchstmöglicher Importsubstituti-

on;
-Herauslösung des exportorientier-
ten Wirtschaftssektors aus dem
planwirtschaftlichen Zusammen-
hang mit dem Ziel der Steigerung

der Deviseneinnahmen;

Diese Maßnahmen,deren Rahmenei-

ne strikte Austeritätspolitik bildete,

sollten den Erhalt der Errungenschaf-
ten der.Revolulion, also des Bildungs-

und Gesundheitssystems, der natio-

nalen Unabhängigkeit, der politi-

schen Stabilität sowie des egalitären
Verteilungssystems, garantieren. Die
Schlüsselelemente dieses Notstands-
programms waren einerseits das
Landwirtschaftsprogramm, der plan
alimentario, andererseits die erfolg-

reiche Weltmarktintegration des Ex-
portsektors. Leizterem kam inner-

halb der Notstandsstrategie die Auf-
gabe zu, sich möglichst umgehend
dem internationalen Wirtschaftssy-
stem anzupassen, um zusätzliche De-
visen zu erwirtschaften und dadurch

die Importausfälle durch die RgW-
Auflösung zumindest teilweise zu
kompensieren. Ihm gegenüber stand
das Landwirtschaftsprogramm und
der Rest der Binnenwirtschaft, die

weiterhin nach planwirtschaftlichen
Gesichtspunkten funktionieren soll-
ten. Der plan alimentario verfolgte
das Ziel innerhalb von fünf Jahren ei-
ne Senkung der Nahrungsmittelim-
porte um 50-40% herbeizuführen so-

wie die Ernteergebnisse bei Zucker
und Zitrusfrüchten auszubauen, um

zusätzliche Deviseneinnahmen ver-

buchen zu können.Diese Zielsetzung
erwies sich angesichts der zuneh-

menden Engpässe an notwendigen
Inputs und der fortschreitenden De-
moralisierung und Demobilisierung

der Bevölkerung, die durch die sich
verschlechternde Versorgungslage
und die verdeckte Inflation verstärkt

wurde, als unrealistisch.8 Die Le-

bensmittelproduktion fiel allein zwi-
schen 1989 und 1992 je nach Produkt
zwischen 95 und 35%; die durch-

schnittliche Kalorienversorgung

se
l

nahm um 55% ab.9 Parallel dazu

boomte der Schwarzmarkt: während
1990 gerade zwei Milliarden Pesos auf
diesem zirkulierten, waren es 1992

etwa 10 Milliarden Peso, der Geldum-

lauf im offiziellen Einzelhandel belief
sich hingegen auf 7 Milliarden.10 Da-
mit war der Schwarzmarkt zur zen-

tralen Bezugsquelle für nahezu alle

Produkte außerhalb der Libreta ge-
worden.
Dem ineffizienten Binnesektor...

..steht nun der effiziente Außenhan-
delsektor gegenüber. Durch die
Schaffung eines günstigen Investiti-
onsklimas gelang es innerhalb von
wenigen Jahren rund zweihundert
Joint Ventures in Kuba anzusiedeln,

die bis dato rund 2 Milliarden Dollar

in die kubanische Wirtschaft inve-
stierten.11 Die Investitionsschwer-

punkte liegen im Tourismus-, Berg-
bau- und Kommunikationssektor. Er-

sänzt wurde die Auflösung desstaatli-
chen Außenhandelsmonopols durch

   
die Gründung von gut 100 kubani-
schen Aktiengesellschaften, die unab-

hängig vom staatlichen Apparat auf
dem nationalen und internationalen

Markt operieren können. Hinzu kom-
men weitere 500 kubanische Betriebe

(=23% aller Unternehmen), die nach
dem System der Deviseneigenfinan-
zierung arbeiten, um sich den inter-

nationalen Standards anzupassen.

Diese Betriebe verfügen über den Zu-
gang zum internationalen Markt, sind
allerdings zumindest noch partiell in
den planwirtschaftlichen Sektor ein-



 

gebunden. Die Arbeitsbedingungen
in all diesen Betrieben sind aufgrund
der besseren Versorgung, dem direk-
ten und indirekten Zugang zu Konsu-

martikeln, wie Seife, Waschmittel, Ar-

beitskleidung, oder durch den Trans-
port zur Arbeit wesentlich attraktiver,

weshalb sich viele Kubaner bemühen
in diesem prosperierenden Sektor Ar-
beit zu bekommen. Dem gesamten
Bereich der kubanischen Wirtschaft,

der nach Marktmechanismen struk-
turiert ist, Kommt ein Demonstrati-

onseffekt zu, der zu einer Diskreditie-

rung der planwirtschaftlichen Len-
kungsmechanismenführt, da sich ef-

fizienzsteigernde Maßnahmen nahe-
zu allein an westlichen Management-
methoden orientieren und nicht an
der Verbesserung der planwirtschaft-

lichen Organisationsstruktur, so daß

der Pull-Effekt, der von der Dynamik
des neuen Wirtschaftssektors aus-
geht, immer neue Bereiche der kuba-
nischen Wirtschaft erfaßt.

‘Dieses ungleichgewichtige

duale Wirtschaftssystem...

..hatte weitreichende gesellschaftli-
che Auswirkungen: das egalitäre
Wertesystem verlor seinen integrati-
ven Charakter, da sich die Bevölke-
rung bereits vor der Dollarlegalisie-
rung in einen Teil mit Dollar- oder

Ressourcenzugang und einen ohne

spaltete. Der Sinn der Arbeit im plan-

wirtschaftlichen Wirtschaftsbereich
wurde von immer mehr Kubaner im

Laufe der Jahre und angesichts eines
immer wertloseren Peso (im Verhält-
nis zum Dollar) in Frage gestellt, was
eine steigende Verweigerungsquote

zur Folge hatte, und zu immer gerin-
geren Produktionsergebnissen im
Binnensektor und zu immer geringe-
ren staatlichen Versorgungsleistun-
gen führte, wodurch bereits im Som-
mer 1995 erste Proteste, Demonstra-
tionen und »Akte von Vandalismus«
ausgelöst wurden.12
Die kubanische Regierung sah sich

damit einem Verfall ihrer Legitimati-
on ausgesetzt, dem nur durch die Un-
terbrechung dieses Kreislaufs beizu-
kommen war. Die Binnenwirtschaft
befand sich in einem Prozeß der Auf-
lösung - das Notstandsprogramm war
somit gescheitert. Allein durch struk-

turelle Reformen im Binnensektor
konnte der weiteren Destabilisierung
der kubanischen Wirtschaft und Ge-
sellschaft noch Einhalt geboten wer-
den. Die ‘heilige Kuh’, die Kontrolle

über den Binnensektor, mußte ge-
schlachtet und damit die Angst vor
der Dynamik der marktwirtschaftli-
chen Elemente, mit denen Destabili-

sierung und Machtverlust assoziiert
wurden, überwunden werden, wie
Hans-Jürgen Borchardtbereits in der
letzten Nummer der ‘Cubalibre’ aus-
führte. Die Grundlagen der planwirt-
schaftlichen Arbeitsorganisation und
die Organisation der Wirtschaft in
große zentral erfaßbare Einheiten
standen zur Disposition

Kubanische Wirtschaftspolitik

zwischen Systemerhalt

und Anpassung

Im Mittelpunkt des kubanischen Kri-
senmanagements mußte die Reakti-
vierung des Binnensektors und damit
die Mobilisierung der Bevölkerung
stehen. Erst wenn diese wieder bereit
war die Wirtschaftspolitik der Regie-
rung durch ihre Arbeit zu unterstüt-
zen, konnte das Kunststück gelingen,
die wirtschaftliche Talfahrt zu stop-
pen.
Der erste Schritt in diese Richtung

erfolgte im September 1995 mit der
Legalisierung der ‘Arbeit auf eigene
Rechnung’ für 117 Berufe, womit Pri-

vatinitiative und Marktmechanismen,

die im Rahmender rectificacion nahe-

zu gänzlich beseitigt worden waren,
wieder Eingang in die kubanische
Wirtschaft fanden. Ziel dieser Maß-
nahme war es die kritische Versor-
gungslage zu verbessern, neue Ar-
beitsmöglichkeiten zu schaffen und
damit die Kreativität und Mobilität

>
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der Bevölkerung zu reaktivieren.

Mit diesem Schritt wurde auch
der wachsenden Bedeutung des
informellen Sektors, welcher

schätzungsweise zwischen 1,5

und 2 Millionen Kubaner be-
schäftigt, Rechnung getragen,
die nun -wenn auch einge- "7
schränkt- legal ihrer Tätigkeit °
nachgehen konnten.
Diese erste Reformmaßnahmen

hatte allerdings einen entscheiden-
den Strickfehler: den Selbständigen
wurden keine Produktionsmateriali-
en zur Verfügunggestellt - denstaatli-
chen Unternehmen waresstrikt un-
tersagt Materialien an die ‘Privaten’
zu verkaufen. Demzufolge mußte die
Materialbeschaffung nach wie vor
über den illegalen Schwarzmarkter-
folgen, wodurch die positiven Effekte
der Maßnahme von vornherein be-
schnitten wurde. Diese Praxis ist al-
lein auf die Befürchtung zurückzu-
führen Kontrollmöglichkeiten zu ver-
lieren, die mit der Entstehung eines
dynamischen Privatsektors einherge-
hen.

Eine Wochenach der Legalisierung
der ‘Arbeit auf eigene Rechnung’ kün-

digte die PCC eine Agrarreform an,
die nahezu die gesamte staatlich be-

wirtschaftete Fläche in zu gründende
eigenständige Genossenschaften
(Unidades basicas de produceion coo-
perativa UBPC) überführen sollte.
Damit wurden die überproportionier-
ten ineffizienten Staatsfarmenin klei-
nere, nach bisherigen Erfahrungen

effizientere, Einheiten aufgeteilt. 1d
Das Nutzungsrecht für diese Acker-

 



flächen wurde den Kollektiven

auf unbegrenzte Zeit über-
schrieben. Diese sollten selbst-

organisiert und -finanziert wirt-
schaften, womit auch die Sub-

ventionsbelastung der Staatskas-
se reduziert wurde. Der Produk-
tionsanreiz bestand, so die Hoff-

nung der Reforminitiatoren, dar-
in, daß den Kollektiven 15-25%

ihrer Produktion als Selbstversor-
gungsanieil zugestanden wurde, sie

also die Möglichkeit hatten ihre indi-

viduellen Lebensverhältnisse zu ver-
bessern.

Dieser Produktionsanreiz griff al-
lerdings zu kurz: für die Kollektive
waren die staatlichen Ankaufspreise
für Agrarprodukte, die nicht den
Schwarzmarktpreisen angepaßt wa-
ren, vollkommenunattraktiv. Deshalb

wurdebereits im Juni 1994 vom Präsi-
denten der nationalen Vereinigung
der Kleinbauern (ANAP) die Wieder-
einführung der ‘freien Bauernmärkte’
gefordert. 4

Beide Reformmaßnahmen führten
zu elementaren Veränderungen in
der kubanischen Wirtschaftsstruktur:

mit der Sozialisierung staatlichen Ei-
gentums für die kollektive Bewirt-
schaftung wurdendie Partizipations-
möglichkeiten der Bevölkerung auf
ein neues Niveau gehoben und mit
der Legalisierung eines Privatsektors
innerhalb der kubanischen Wirt-
schaft erfolgte der endgültige Ab-
schied vom Anspruch, die gesamte
Wirtschaftsentwicklung planerisch
gestalten zu können." Dadurch wur-

de der Staat von einer Fülle von Len-

kungs- und Versorgungsfunktionen
im Diensileistungssektor entbunden.

Die Erwartungshaltung der Bevölke-
rung an den Staat reduzierte sich, wo-
mit eine Förderung des eigenverant-
wortlichen Handelns einherging, die
sich auch in einer Senkung des Ar-
beitskräfteüberangebots bemerkbar

machensollte.

Obwohl beide Maßnahmenstruktu-
relle Veränderungen in der kubani-
schen Wirtschaft mit sich brachten
und in die richtige Richtung zielten,
indem sie die Grundlagen der Ar-
beits- und Produktionsorganisation
modifizierten, griffen sie zu kurz, da
das kubanische Finanzsystem zu die-
sem Zeitpunkt weitgehend erodiert
war. Das Gleichgewicht zwischen
Geldumlauf und Warenangebot exi-
stierte nicht mehr, sehr wohl aller-
dings die restriktiven Preis- und Ver-
marktungskriterien, weshalb die Re-

 

formen stecken bleiben mußten. Oh-
ne eine weitere Legalisierung von
Marktmechanismen und die Neufas-

sung der Geld- und Fiskalpolitik

konnten die Reformen keine Dyna-
mik entfalten.

Die Öffnung des Binnensektors

Trotz der anhaltenden Krise und der

auftretenden gesellschaftlichen Span-
nungen ließ die kubanische Führung
sich über ein halbes Jahr Zeit bevor

sie das Anpassungsprogramm zur Re-
duzierung des Geldüberhangs und
zur Sanierung des Haushaltsdefizits
durch Preiserhöhungen und Subven-
tionsstreichungerließ. Wenige Mona-
te später wurde dieses Programm
durch die Verabschiedung einerpro-

gressiven Stieuergesetzgebung er-
gänzt, womit erstmals in der kubani-

schen Geschichte nach 1959 geld-
und fiskalpolitische Steuerungs-
instrumente zum Einsatz kamen. Die
Abschöpfung des Geldüberhangs
stieß innerhalb der kubanischen Be-
völkerung jedoch auf gemischte Re-

sonanz, da sich die Belastungen er-

höhten, jedoch keine Erhöhung des
Warenumlaufs oder eine Verbesse-
rung des Dienstleistungsangebots
festzustellen war. Obgleich die Not-
wendigkeit derartiger Maßnahmen
zumindestteilweise eingesehen wur-

de, hatte sich damit nichts wesentli-

ches geändert: der Pesoschwarz-
marktikurs sank zwischen Juni, dem

Inkrafttreten der neuen Preise, und

Ende September nur unwesentlich,

die Hoffnung aufBesserungblieb aus,
die Stimmung in der Bevölkerung
hatte, genauso wie die soziale Mobi-
lität, ihren Tiefpunkterreicht.
Im August 1994 kamen sowohl zu-

nehmende soziale Spannungen als
auch ansteigende Perspekliv- und

Hoffnungslosigkeit innerhalb breiter
Bevölkerungsschichten zum Aus-
bruch. Die Plünderungen von Touri-

stenanlagen im Rahmen tumultarti-

ger Ausschreitungen und die einset-
zende Massenflucht gen USA stellten
die Regierung vor die Alternative ent-
weder grundsätzliche Reformen zu-

zulassen oder ihrem Legitimations-
verfall bis zum bitteren Ende zuzuse-
hen.

Nun reagierte die kubanische Re-

gierung mit der Öffnung der freien

Bauern- und wenig später der Hand-

werkermärkte, welche zu einer um-

gehenden Verbesserung des Waren-
angebots und zu einer langsamen

 

  

 

Entspannung des gesellschaftlichen
Klimasführten. Ihre Einrichtung hat-
te zum einen eine positive psychologi-
sche Wirkung auf die Bevölkerung, da

viele Kubaner erstmals wieder ein
breites Angebot, wenn auch zu hohen

Preisen erblicken konnten, zum an-

deren wurde ein Gegenpol (mit ei-
nem etwas günsligeren Preisgefüge)

zum Schwarzmarkt geschaffen. Zwar
trat die Inflation damit offen zu Tage,
aber sie begann sich auch umgehend
zu reduzieren, da dem Peso nun erst-

mals wieder ein breiteres legales An-
gebot gegenüberstand. Die heimliche
Leitwährung der kubanischen Wirt-
schaft -der US-Dollar - begann nach-
zugeben, der Peso gewann, unter-
stützt durch die Reduzierung des Gel-

dumlaufs über die erwähnte Ein-
führung der Steuern und Preiser-
höhungen, an Wert. Wichtigster Ef-
fekt des Pesoaufwertung war der an-
fangs noch geringe,sich bis heuteal-
lerdings verstärkende, Impuls für die
Arbeitsmotivation, der auch in der
Granma bejubelt wurde, da die Leute
nun begannen zu ihren Arbeitsplät-

zen zurückzukehren. Je weiter sich

der Peso erholte, desto mehr Sinn

machle es auch für diesen wieder zu
arbeiten. Mit dem aktuellen Peso-
Dollar-Kurs von etwa 15:1 ist etwa der
Stand von 1990 erreicht.16 Der Peso
verlor damit in den letzen zehn Mona-

ten seine Eigenschaft als passive Ver-
rechnungseinheit, vielmehr spielt er
zumindest in Teilen der kubanischen

Wirtschaft eine aktive Rolle, so eben

auf den Bauern- und Handwerker-

märkten, denen eine wichtige Bedeu-

 



tung für die Versorgung der Bevölke-

rung zukommt.

Zu konstatierenist allerdings auch,

daß gerade die Bevölkerungsschich-
ien mit einem geringen Einkommen
von dieser Entwicklung benachieiligt
waren, da diese sich den Einkauf auf
den Märkten aufgrund des hohen
Preisniveaus nur in engstem Rahmen
leisten konnten. Diese sozialen Här-
ten wurden von der Regierung in der
Hoffnung aufein Sinken der Preise in
Kauf genommen, wassich abernicht,

wie Hans-Jürgen Borchardt in der
letzten Nummerder ‘Cubalibre’ resü-
mierte, in Ablehnung und Mißmut
niederschlug, da die anfangs hohen
Preise bereits Ende 1994 eine sinken-

de Tendenz aufwiesen.17 Diese Ten-
denz hat sich, nach Meinungdes Ver-

fassers, weiler fortgesetzt, da die an-
haltende Wertzunahme des kubani-
schen Peso allein auf eine Zunahme
des Angebots zurückzuführenist. Die
kubanische Landwirtschaft scheint,

ähnlich wie der industrielle Sektor,

somit auf dem Weg der Erholung zu
sein, was sich vielleicht schon in die-

sem Jahr,sicherlich aber im nächsten
Jahr, in den Ernteergebnissen nieder-

schlagen wird.

Die Reformen
beginnenzu greifen

Das Krisenmanagement der kubani-
schen Regierung zeichnetesich durch
Halbherzigkeit, latentes Zögern und
letztlich durch eine, aus Angst vor

Kontrollverlusten und Destabilisie-

rung, verweigerte strukturelle Trans-
formation aus. Erst durch das An-

wachsen des externen und vor allem
des internen Drucks, der wachsenden

Destabilisierung des politischen und
gesellschaftlichen Systems, konnte
sich die politische Führung zu tiefer-
greifenden Reformschritten entsch-
ließen: es existierte keine Alternative
mehr angesichts des zunehmenden
Legitimationsverfalls.
Der wichtigste Schritt innerhalb des

Reformprozessesist die Öffnung der
Märkte, die den Landwirtschaftskol-
lektiven (UBPC) die Möglichkeit ge-
ben einen Teil ihrer Produktion zu
freien Preisen zu verkaufen, so daß

sie mit den Einnahmen einerseits in-

dividuelle Bedürfnisse befriedigen

können, andrerseits, und weit wichti-
ger, in die Lage versetzt werden drin-

gend benötigte Inputsfür die Produk-
tion zu kaufen und auf diesem Wege
dieselbe zu steigern. Für die »Jungun-

ternehmer«in der kubanischen Wirt-
schaft ist die Öffnung der Märkte von

entscheidender Bedeutung, da sie
nun die Möglichkeit haben ihre Pro-
duktionsmaterialien legal einzukau-

fen und ihre Produkte auch auf den
Märkten zu verkaufen, was einen för-
dernden Effekt für die Ausweitung
der Produktion hat. Damit wurden
erst die Voraussetzungen für den Aus-
bau des Privat- und Dienstleistungs-
sektors geschaffen.
Insgesamt betrachtet konnte erst

mit der Öffnung der Märkte, der Fi-
nanzreform und der daraus resulie-
renden Wertsteigerung des Peso die
Demobilisierung der Bevölkerung
peu a peu aufgehoben werden. Der
Reformprozeß in Kubaist mit diesen

ersten Schritten, die erfreulicherwei-

se Wirkung zeigen, allerdings nicht

abgeschlossen. Schon mit dem Verfall
der Zuckerpreise oder -ernte kann
die kubanische Wirtschaft erneut un-
ter Druck geraten, wie jüngst gesche-
hen. Die Zuckerrohrernte von 5,5
Millionen Tonnen,niedrigstes Ergeb-

nis seit der kubanischen Revolution
1959, reißt ein Loch von rund 200 Mil-
lionen US-Dollar in die Devisenkas-
se.18 Derartige Einnahmeausfällegilt

es möglichst schnell zu kompensie-

ren, denn an eine Reduzierung der
Importeist nicht zu denken, die kriti-

sche Grenzeist bereits erreicht. Eine

weitere Senkung des Importniveaus

könnte allein den Kollaps einzelner
Wirtschaftssektoren oder den Unmut

der Bevölkerung über eine erneute

NOESHERBIENNE der Versorgungsla-
ge hervorrufen. 9 Damit wäre die

aufkeimende Hoffnung auf Besserung
dahin. Die kubanische Regierung
steht also weiterhin unter Transfor-

‘“ mationsdruck - neue Maßnahmen,
neue Reformen müssen getroffen
werden, um die einsetzende wirt-

schaftliche Erholungnicht zu gefähr-

den.
Dies scheint auch der kubanischen

Regierung bewußt zu sein, denn be-

reits Mitte Juni 1995 erfolgte die Le-
galisierung von 59 weiteren Berufen
für die »Arbeit auf eigene Rechnung«,
insgesamt sind damit nun 190 Berufe
für die selbständige Arbeit freigege-
ben.20 Auf diesem Wege, ergänzt
durch die Freigabe von Nebenjobsfür
weitere 140 Tätigkeiten, soll der bis
dato noch kleine Privatsektor der ku-
banischen Wirtschaft ausgeweitet
werden. Zusätzlich wurden Lizenzen
für die »Arbeit auf eigene Rechnung«
auch an Arbeiterkollektive vergeben,

womit die Gründung von Klein-

betrieben ermöglicht wird, was
eine weitere Flexibilisierung der
Arbeitsorganisation mit sich
bringt.21 Die Ausweitung und
Förderung des Privatsektors
steht im Zusammenhang mit
den anstehenden Rationalisie-
rungen im industriellen Sektor.

Ihm kommtzukünftig die Aufga-
be zu, die steigende Zahl von Arbeits-
losen aufzufangen. Wurden 1994
knapp 100.000 Arbeitsplätze wegra-
tionalisiert,““ rechnen kubanische
Spezialisten im Rahmen der Neu-
strukturierung der kubanischen Un-
ternehmen im Laufe des nächsten
Jahres mit bis zu 800.000 Entlassun-
gen, was einem Anteil von etwa 20%
der erwerbstätigen Bevölkerung ent-
spricht.23 Die Finanzierungder zu er-
wartenden hohenArbeitslosigkeit soll
über die Einführung eines progressi-
ven Steuergesetzes mitgetragen wer-
den.?* Zu diesem Zwecke wurden am
1. Juli die ersten kubanischen Finan-
zämter eröffnet, denen es obliegt die

Steuern auf die Gewinne sämtlicher
Betriebe, die Steuern für die selbstän-

dige Arbeit und die Abgaben für den
Verbrauch natürlicher Ressourcen

(Ökosteuer) einzuziehen.2? Die
Hauptaufgabe der Finanzämter wird
vorerst darin liegen, die Steuern im

Privatsektor der kubanischen Wirt-

schaft einzutreiben, welche über das

bereits angekündigte progressive
Steuergesetz erhöht werden sollen.

Auch über die Einführungeiner allge-
meinen Lohnsteuer wird momentan

beraten. Mit den zu erwartenden

Mehreinnahmen möchte der kubani-
sche Finanzminister sowohl das
Haushaltsdefizit als auch den
Währungsüberhang reduzieren, wo-
durch der kubanische Peso weiter an
Wert im Vergleich zum Dollar gewin-
nen würde. Der Förderung der Priva-
tinitiative kommt demzufolge in der

Beschäftigungs- und Finanzpolitik

der kubanischen Regierung eine zu-
nehmende Bedeutung zu, die einher-

geht mit der Neudefinition der Grund-

lagen der Arbeitsorganisation.
Auch die bevorstehende Verab-

schiedung des neuen Auslandsinve-
stitionsgesetzesist in diesem Zusam-
menhanginteressant: nach vorab be-
kannt geworden Informationen, sol-

len nun direkte Anstellungsverträge
mit den kubanischen Mitarbeitern
der Gemeinschaftsunternehmen ab-
geschlossen werden, die wiederum
durch die Gewerkschaften vertreten

 



werden sollen. Bisher wurden
die Angestellten über eine staat-
liche Vermittlungsstelle vom Ge-

meinschaftsunternehmen ange-
stellt. Diese Vermittlungsstelle

legte die Löhne der kubanischen
Arbeiter fest, bezahlte deren Ge-

- halt in der Landeswährung und
PX rechnete mit dem Joint-Venture-

Unternehmen die Gehälter in
Devisen ab. Diese Maßnahme wird,
wenn sie die Zustimmungder Natio-

nalversammlung am 15. September

findet, die Bedeutung der Gewerk-
schaften in der kubanischen Arbeits-
welt erhöhen und damit auch die Par-
tizipationsmöglichkeiten der Arbei-
ter.

Weitere Neuerungen der Geseizes-
vorlage sollen der Wegfall der Anteils-
beschränkungfür die ausländischen
Investoren am Joint Venture von 49%,

die Einrichtung einer Freihandelszo-
ne, sowie die Öffnung aller Sektoren
der kubanischen Wirtschaft, mit Aus-
nahme des Bildungs-, Gesundheits-

wesen und des Verteidigungssektors,
für Auslandsinvestitionensein.

Auch auf dem Finanzsektor ist die
kubanische Regierung erneut aktiv
geworden: mit der Ankündigung ei-
ner Reform des nationalen Bankwe-
sens und der Eröffnung von Börsen ist

die kubanische Seite den internatio-
nalen Wünschen nacheiner Flexibili-
sierung des Banksystems ent-
gegengekommen, wasaber auch eine
der Voraussetzungenist, um den ku-

banischen Peso, wie geplant, interna-

tional kompatibel zumachen. Eine
weitere Initiative der kubanischen
Regierung versuchtdie Kreditwürdig-
keit Kubas auf den internationalen Fi-
nanzmärkten wieder herzustellen.
Nach der erfolgreichen Schuldenum-
wandlung in Unternehmensbeteili-
gungen (debi for equity swaps) mit
Mexiko und jüngst Argentinien, ver-
suchen kubanische Unterhändler
nun die westlichen Gläubiger zu ei-
ner Umschuldung der kubanischen
Verbindlichkeiten zu bewegen. Erst
ein Erfolg dieser Verhandlungen wür-
de es Kuba erlauben Kredite auf den
internationalen Kapitalmärkten auf-
zunehmen und damit kurzfristige
Einnahmeausfälle zu kompensieren.

Ob diese Bemühungen ausreichen,
um die Gläubigerstaaten dazu zu be-

wegendie Schuldenlast von rund acht
Milliarden US-Dollar umzuschulden,
bleibt abzuwarten. Augenblicklich
müssen Einnahmeverluste noch mit
anderen Maßnahmen aufgefangen

werden. So soll der anfangs erwähnte
Ausfall der eingeplanten Millionen
aus dem Zuckerverkauf wahrschein-
lich durch die Öffnung von Wechsel-
stuben ausgeglichen werden.Mit die-

sen Wechselstuben soll die zirkulie-
rende Dollarmenge, welche auf eini-
ge hundert Millionen US-Dollar ge-
schätzt wird, abgeschöpft werden.
Welcher Kurs den Tauschwilligen an-
geboten werden soll, war jedoch bis
dato nicht zu erfahren, die ersten

Wechselstuben wurdenallerdings be-

reits eingerichtet. Auf diesem Wege
könnte es gelingen, zusätzliche
Dollareinnahmen für den Import
dringend benötigter Waren zu erhal-
ten und so das Loch in der Devisen-
kasse zu stopfen.

Perspektiven der

kubanischen Wirtschaft

Kuba befindetsich, wie dargestellt, in

der schwierigsten Umbruchsituation
seiner jüngeren Geschichte. Obgleich
eine Erholung der kubanischen Wirt-
schaft sich langsam abzeichnet, rei-
chen die bisher getroffenen Maßnah-
men noch nicht aus. Die Gesundung
der kubanischen Wirtschaft ist nur
über eine grundlegende Reform des
Wirtschaftssystems, welche eine Neu-
strukturierung der gesamten Wirt-
schaft und speziell des Binnensektors

beinhalten sollte, denkbar.
Gerade innerhalb des Binnensek-

tors beeinträchtigen eine Fülle von

strukturellen Blockaden die einset-

zende Wiederbelebung der Produkti-
vität. Neben administrativen Blocka-
den, die beispielsweise die Aufteilung
und Überführung der Staatsfarmenin
kollektive Einheiten oder die Lizenz-
vergabe für die Arbeit auf eigene
Rechnung behindern,27 spielt das re-
striktive Preissystem, das nach wie

vor in Kraft ist, eine entscheidene Rol-
le. Im landwirtschaftlichen Bereich
blockiert es beispielsweise eine Stei-
gerung der Zuckerrohrernte, da die
Ankaufpreise für Zuckerrohr weit un-
tier den Preisen liegen, die die Bauern

für Grundnahrungsmittel auf dem
Markt erhalten können.Bis zu 60mal
mehr kann eine Kooperative mit dem
Nahrungsmittelverkauf erwirtschaf-
ten, so daß die knappen Ressourcen,

wie Düngemittel, Pflanzenschutzmit-
tel oder Benzin,lieber für die Steige-
rung der Nahrungsmittelproduktion
verwendet werden. Da greift dann
auch kein Programm zur Steigerung

—®

der Zuckerproduktion, selbst wenn es
mit Krediten aus dem Ausland finan-
ziert wird. Erst wenn es gelingt das
antiquierte Preis- und Ankaufsystem
den neuen Gegebenheiten anzupas-
sen, können sowohl Arbeitsmotivati-
on als auch -produktivität weiter stei-
gen und damit die Erholung der Bin-
nenwirtschaft voranschreiten.

Zentrale Bedeutung kommt auch
der Ausweitung der nichtstaatlichen
Produktionsformen, die mit der Kol-

lektivierung in der Landwirtschaft

und der Förderung eines Privatsek-
tors eingeleitet wurde,zu. Eine Alter-
native zu den unproduktiven, roh-

stoffvergeudenden staatlichen
Großbetrieben könnte in der Schaf-
fung von kleineren,effizienteren Pro-

duktionseinheiten mit kollektiver
Produktionsform liegen, denen zu-
sätzlich eine integrative Funktion zu-
kommt. Die jüngst erfolgte Legalisie-
rung von Kleinkollektiven im Rah-
men des Privat- und Dienstleistungs-
sektors geht ebenfalls in diese Rich-

tung und sollte gefördert werden. Ob
die Kollektivierung ein Rezeptfür die

' Neustrukturierung der kubanischen
Wirtschaft sein kann,läßtsich erst be-

antworten, wenn erste Ergebnisse
vorliegen.

Allerdings kann die kubanische Re-
gierungnicht so lange warten: bereits
jetzt gilt es die staatlichen Großbetrie-

be in kleinere rohstoffschonend pro-
duzierende Einheiten zu unterteilen,
die Produktivität der Betriebe zu stei-
gern und den Rentabilitätsgesichts-
punkt zum Prinzip zu machen.Hierzu
gehört auch, daß diese innerhalb der
bestehenden und zukünftig zu schaf-
fender Märkte agieren, strengen Fi-
nanzkontrollen unterliegen, die eine
Deckung der betrieblichen Verluste
durch den Staat minimieren und da-
mit auch Bankrotte wahrscheinlich

machen. Eine Erweiterung der Parti-
zipationsmöglichkeiten der Beleg-
schaft an den Entscheidungsprozes-

sen innerhalb der Neustrukturierung

sollte ebenfalls nicht fehlen, die gege-
benenfalls dann in eine Kollektivie-
rung erweitert, aber auch in eine
planwirtschaftliche Organisations-
form mit partizipativem Charakter
umgewandelt werden kann.

Parallel dazu gilt es das Finanz-
gleichgewicht wiederherzustellen,
was nur geschehen kann, wenn wei-

tere Subventionen gestrichen werden
bzw. diese in einem vernünftigen Ver-

hältnis zu den Einnahmen stehen.28
Ist dies erreicht sollte die nationale



Währung zur alleinigen Binnen-
währung werden,so daß alle angebo-
tenen Produkte mit der nationalen

Währung auch gekauft werden kön-
nen. Vorraussetzung hierfür ist die

Neustrukturierung des kubanischen
Bank- und Finanzsystems. Dies hätte
einen nicht zu unterschätzenden psy-
chologischen Effekt, der sich auch in
einer Steigerung der Produktivität be-
merkbar machen würde, Längerfri-
stig gilt es die nötigen Devisenreser-

ven anzulegen, um die kubanische
Währung konvertibel zu machen, was

wiederum positive Signale für den in-
ternationalen Handel setzen würde.

Im Mittelpunkt all dieser Maßnah-
men, die eine Genesung der kubani- _
schen Wirtschaft hervorbringen sol-
len, steht die Dezentralisierung der
staatlichen Entscheidungsgewalt, so-

wie die Neudefinition der staatlichen
Funktionen. Zu den Staatsaufgaben
gehören nun neben klassischen, wie

der Planerstellung oder der Investiti-
onspolitik, auch die Förderung des

Priyatsektors und die Ausweitung der

Marktmechanismen, genauso wie die
Flexibilisierung der Arbeitsorganisa-
tion. Vom Staat wird nun eine wesent-
lich aktivere Politik verlangt, um den
Wandel der kubanischen Wirtschaft
in eine Mischwirtschaft zu fördern -

bei gleichzeitigem Erhalt der Er-
rungenschaften der Revolution,
welche die integrative Klammer
jedweden Helonnkonzepta bil-
den sollten.29 Dem kubanischen
Staat kommt somit die Rolle ei-
ner Entwicklungsagenturzu,die

sich auch auf ihre ursprüngli-
chen Entwicklungsziele besin-
nen sollte: die Diversifizierung
der Exportstruktur und die Senkung

der Außenhandelsabhängigkeit. Die-
se Ziele können nur erreicht werden,

wenn es gelingt die kreative und
hochqualifizierte Bevölkerung in
ganzem Umfang zu reaktivieren und
in die Eniwicklungsprozesse 'einzu-
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Performance ofthe Cuban Economy
1986-1989, in: Tulchin, Joseph
S./Hernandez, Rafael (Hrsg.): Cuba
and the United States. Will the Cold
War in the Caribbean End?, Boul-
der/London,$.9-20, hierS.13.).

8ygl. Carlos Lage 1995: ‘Plan Ali-
mentario’, Interview vom 25.02.1995
in: Cuba Business, 7. Jahrg., Nr. 2, 8.1.

IDiese Angaben basieren auf Sta-
tistiken des kubanischen Landwirt-
schaftsministerium, die am 1.5.1994
in ‘El Pais’ veröffentlicht wurden.

10Diese Angaben basieren auf
Schätzungen des kubanischen Wirt-
schaftsspezialisten Julio Carranza
Valdes (vgl. Julio Carranza Valdes
1992: Cuba: los retos de la economia,

in: Cuadernos de NuestraAmerica, 9.

Jahrg., Nr. 19, 8. 148.

1lygl. Handelsblatt v. 5.9. 95.
1250 titelte die Granma Nacional am

8.9.1995.

15kine Maßnahme,die von kubani-
schen Wirtschaltswissenschaftlern
seit langem für die gesamte kubani-
sche Wirtschaft angeregt wurde, da

die klein- und mittelständischen Be-
triebe gegenüber den nach sowjeti-
schem Muster konzepierten Großbe-
trieben, Effizienz- und Kostenvortei-
le aufwei, Ihnen kommt eben-
falls, und dies istzukünftig noch ent-

scheidender, ein wesentlich innova-

liverer Charakter zu. Sie sind in der
Lage sich wesentlich schneller neu-
en Produktionsvorrausselzungen

anzupassen, neue Techniken in den
Produktionsprozeß zu integrieren
und ebenfalls zu entwickeln (vgl.
Miguel Figueras 1995: ‘Rethinking
Industrialisation’, Interview in: Cuba
Business, 7. Jahrg., Nr. 2, 5.4).

14,51, George Carriazo 1994: Cambi-
os estructurales en la agrieultura cu-
bana: la cooperativazion, in: Econo-

mia Cubana. Boletin Informativo, 5.
Jahrg., Nr. 18, S.23ff..

15Dieser Anspruch erwies sich gera-
de bezüglich des Dienstleistungs-

  

sektors, der 1968 nationalisiert wur-

de, als nicht einlösbar. Das planwirt-

schaftliche System ist nach Meinung
des Autors zu unflexibel, um die Be-
dürfnisse und Erwartungen der Be-
völkerung in diesem Bereich zu be-

Triedigen.

16491. Junge Welt 1.9.1995.
17yg1. Alfonso Casanova / Juan Tria-
na 1995: Coyuntura, reformas y per-

spectivas de la economia cubana,in:

Economia Cubana. Boletin Informa-
tivo, 3. Jahrg., Nr. 19, Jan./ Febr.

1995, 5. 11.

18Berechnet auf Basis des aktuellen

Weltmarktpreises für Rohzucker von
13,63 cent pro Ib. und der Planvorga-
be für die Zuckerrohrernte von 4
Millionen Tonnen.

19Mehr als 60 Prozent der Importe
entfallen auf die dringend benötig-
ten Brennstoffe und auf Nahrungs-
mitteln. Rund 50% der in Kuba kon-
sumierten Kalorien müssen im-
portiert werden. Eine Senkung die-
ser Importe unter das bisherige Ni-
veau erscheint kaumvorstellbar und
würde sich unmittelbar auf die Ver-
sorgungslage der Bevölkerung aus-
wirken (vgl. Omar Everleny / Hiram
Marquetti 1995: Comportamiento de
la economia cubana en 1994. Ten-
dencias, in: Boletin Informativo. Eco-

nomia Cubana, 5. Jahrg., Nr. 21, S.

11)
20ygl. Junge Welt16.6.1995, 8. 11.
21ygl. Nachrichten für den Außen-
handel 8.3.1995.

22ygl. EI Pais 20.7.1995,8.9.
2580 Julio Carranza Valdes in einem
Gespräch mit dem Verfasser am
5.7.1995 in Hamburg. Internationale
Schätzungen gehen hingegen von
Entlassungen vonbis zu 1,5 Millio-

nenaus.

24Die kubanische Arbeitslosenun-
terstützung beträgt 60% des ehema-

ligen Lohns.

25ygl. Junge Welt 3.7.1995, 8.11.
26spekulationen zufolge wurde
ebenfalls über die Legalisierung des
Erwerbes von Grundeigentum in
Kubafür Investoren beraten. Die Le-

 

galisierung des Immobilienverkaufs
würde die Grundlagen des politi-
schen Selbstverständnisses großer
Bevölkerungsteile in Frage stellen -
die nationale Unabhängigkeit und
das nationale Selbstbestimmungs-
recht - und damit auch zentrale Ele-
mente der Legitimation der politi-
schen Führung. Eine erneute Ab-
hängigkeit vom ausländischen Kapi-
tal, nach einem Ausverkauf der pro-

duktivsten kubanischen Betriebe, ist

für viele Kubaner nicht vorstellbar,

auch wenn beispielsweise japani-
sche Unternehmer dies zur Grund-
bedingung für ihre Investitionen

machen.Die Diskussion über die Le-
galisierung des Erwerbes von Im-
mobilienbesitz ist allerdings auch

auf die Schwierigkeiten zurückzu-
führen, welche die kubanische Re-
gierung mit dem Abschluß von Inve-
stitionsschutzabkommen mit ver-
schiedenen europäischen Staaten
(BRD, Frankreich) hat. Allerdings
sollte die kubanische Regierung
sorgfältig abwägen, ob die eventuell
eintretenden Kosten, Verlust von Le-
gitimation, den Nutzen, verstärkte

Auslandsinvestitionen, rechlferti-
gen. Diese Frage wird auch nachhal-

tige Dikussioneninnerhalbder Soli-

daritätsbewegung mit Kuba hervor-
rufen.

27julio Carranza Valdes, einer der
Wirtschaftsberater der kubanischen
Regierung, erzählte dem Verfasser
dieser Zeilen am 5.7.1995 in Ham-
burg, daß innerhalb des Landwirt-
schaftsministeriums die zügige
Überführung der Flächenan die Kol-
lektive blockiert wird, da auf Seiten
des Ministeriums nach wie vor alte
Ordnungsvorstellungen dominie-

ren.

28Dje Subventionierung der Grund-
nahrungsmittel sollte allerdings bei-
behalten werden, um keine zusätzli-
chen sozialen Härten zu produzie-

ren.
29ygl. Carranza Valdes, Julio 1995:
Los cambios economicos en Cuba.
Problemas y desafios, in: Cuardernos
de nuestra America, 11. Jahrg., Nr.
22, März 1995, 8. 26-40.



 

 

   
»Sie würden heute inder BRD

 

  

kein Asyl bekommen«
Is im Sommer 1992 voneinerbreiten Koalition

FR
we aus CDU/CSU/FDP/SPD die faktische Ab-

schaffung des Asylrechts durchgeboxt wur-
de, beriefen sich die GegnerInnen dieser Maßnahmen
auf die historischen Umstände, die damals die Mög-
lichkeiten des Asyls im Grundgesetz erst ermöglicht
haben. Vor dem Faschismus mußten viele aus
Deutschlandfliehen und bekamenoft erstin letzter Mi-
nute die Einreiseerlaubnis. Andere schafften es nicht
undfielen in die Hände der Faschisten.

In dem Buch »Lebenswege« werden
uns einige Biographien von Men-
schen näher gebracht, denen es ge-
lang, in lateinamerikanischen Län-
dern Asyl zu bekommenoder die aus
lateinamerikanischen Ländern vor
den dortigen Militärdiktaturen in die
DDR oder die BRD gekommensind.
Unter denjenigen, die in längeren

Interviews vorgestellt werden, befin-
detsich Pieter Siemsen, der Sohn von
August Siemsen, dem Leiter der anti-
faschistischen Gruppe »Das andere
Deutschland« ebenso die vor Kurzem

gestorbene Schauspielerin Steffie Spi-
ra. Siemsen kehrte 1953 in die DDR
zurück, entschlossen ein neues, anti-

faschistisches Deutschland aufzubau-
en. Nach dem Umbruch 1989 aller-
dings sieht er die Jahre in der DDR
verbittert als verlorene Zeit.
Ganz anders dagegen Ernesto

Kroch, der zweimal vor den Faschi-
sten fliehen mußte. Vor den Nazis
emigrierte er nach Uruguay, wo er
führender Aktivist der Kommunisti-
schen Partei wurde. In den 70er Jah-

ren mußte er abermals fliehen,jetzt
vor derfaschistischen Militärdiktatur.
Er lebte dann in der BRD und war ak-
tiv in verschiedenen Lateinamerika-
komitees. Mittlerweile ist er wieder
nach Uruguay zurückkehrt, hat die
Kommunistische Partei verlassen, en-

gagiert sich aber weiterhin im breiten
Linksbündnis »Frente amplio«.
Im zweiten Teil werden Menschen

interviewt, die in der BRD oder der
DDRZuflucht vor den faschistischen
Militärdiktaturen suchten. Der chile-
nische Schriftsteller und Dramaturg
Omar Saavedra Santis lebte 15 Jahre

in Rostock,erlebte den Untergang sei-

nes Exillands. Sein Kommentar dazu:
»Daß ich abends nach 19 Uhr nicht
mehraufdie Straße gehe, das hat sich
geändert. Ich gehe in Deutschland
nicht mehr in die Kneipe...Ich hatte
früher ohnehin wenig Freunde.Jetzt
habe ich noch weniger....Die haben

sich so verdeutscht.«

Etwas aus den Rahmenfallen drei

Biographien. Peter Paul Zahl, BRD-
Schriftsteller und in der Neuen Lin-
ken der 70er Jahre aktiv. In einem
aufsehenerregenden Urteil wurde er
zu 15 Jahren Hafı wegen bewaffneten
Widerstand verurteilt, von denen er

10 Jahre absaß. Nach seiner Haftent-
lassungsiedelt er sich in Lateiname-

rika an, zu erst auf Grenada, nach der

US-Intervention auf Jamaika.In sei-

nen Interviewstatements scheint Zahl
den politischen Durchblick, den seine

früheren Bücher auszeichneten, ver-
loren zu haben. Er beschwört die Kul-
tur der Schwarzenin der Karibik, oh-
ne die soziale Lage und Unter-
drückung anders als Bob Marley oder

__

 

Peter Tosh auch nur ins Blickfeld zu
rücken.

Das Interview mit den uruguayi-
schen Schriftsteller Mauricio Rosen-
erof ist insofern eine Ausnahme, weil

er während der Militärdiktatur nicht
im Exil sondern als Gefangener in
Ketten im Gefängnis verbringen muß-
te. Er ist als Sohn einer polnisch-jüdi-
schen Einwandererfamilie in Urugu-
ay geboren. Rosencroferzählt, wie er
unter Folter und Gefangenschaft sei-
ne Würde als Mensch verteidigt hat.
»Ohne Würde gibt es keinen Grund
zum Überleben...«
Etwas enttäuschend ist das Inter-

view mit dem deutsch-peruanischen
Soziologen und ehemaligen AL-Abge-
ordneten German Meneses am Ende
des Buches. Als Begründungfür sein
Engagementals Parlamentarier gibt
es an: »Eigentlich hatte ich immervor,
Abgeordneter zu werden. Es hängt
vielleicht damit zusammen,daß mein
Vater mir schon als kleinem Kind ein-
geschärft hatte, ich müsse ins Parla-
ment....«. Anders als bei anderen Ex-
Abgeordneten des linken Flügels der
Grünenfehlt eine kritische Reflexion

über die reale Machtals linker Parla-
mentarier völlig. Unerwähnt bleibt
ebenfalls, daß Meneses aufgrund der
rassistischen Gesetzgebung erst
durch die Annahme der deutschen

Staatsbürgerschafi Abgeordneter
werden konnte und daß viele auslän-
dische Menschen nicht einmal das
Wahlrechtbesitzen.

Die unterschiedlichen Biographien
werden entweder durch eigene Texte
der interviewten Person oder erläu-
ternde Ausführungen zu im Interview

angesprochenen Sachverhalten er-
gänzt. Beklemmend zu wissen, daß
durch die Asylgesetze ein Großteil der
Interviewten heute in der BRD kein
Asyl bekommen würden.

Peter Nowak
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m gleichen Verlag ist zum Thema Flucht und Vertrei-

bungzeitgleich ein zweites Buches erschienen, daß

auf eine völlig andere Art und Weise an die Thematik

herangenht.
In einzelnen Kapiteln befassen sich

JournalistInnen und Wissenschaftle-

rInnen mit den einzelnen Aspekten
der Thematik. Es ist den Herausgebe-
rInnen gelungen, komplizierte theo-
retische Texte mit beklemmender

journalistischer Recherche zu kombi-

nieren und dadurch beide fruchtbar
zu machen. Zu letzteren gehört zwei-
felsohne die Reportage »Tod an der
Osi-West-Grenze«. Die Anlirassisti-
sche Initiative Berlin deckt dort auf,
daß im August 1994 mindestens zehn
Menschen aus Pakistan und Sri Lanka
bei dem Versuch, über die Oderin die

BRD zu gelangen, ertranken.Erst die

beharrliche Forschung brachte ein
Fernsehteam von »exclusiv« auf die

Fährte. Mittlerweile geben die Grenz-
schützer offen zu, daß öfter Leichen

am Ufer angeschwemmt werden.
Meistens werden sie ins Wasser

zurückgeworfen, weil sonst die Ge-
meinde die Beerdigungskosten tra-
gen muß.
Im Bericht von Heike Kleffner wird

der staatliche Rassismus gegenüber
den ehemaligen vietnamesischen

VertragsarbeiterInnen in der DDR
und vietnamesischen Flüchtlingen
thematisiert. Gerade die Zeitungen
von Berlin und Brandenburg sind
voller Horrormeldungen überdie »vi-
einamesische Mafia«. Auf Litfaßsäu-

len und Plakaten werden vieinamesi-
sche ZigarettenhändlerInnen krimi-
nalisiert. Polizeiliche Mißhandlun-
gen, wie von »amnesty international«

dokumentiert werdenvon der Öffent-
lichkeit weitgehend toleriert. 5 tote
Vietnamesenseit 1993 allein in Berlin
auf Grund von Polizeimaßnahmen
hingenommen.Heike Kleffners Resü-
mee ist ernüchternd realistisch: »Wo
Politiker und Medien lange genug ge-

hetzt haben, dürfen dann Faschisten
und Polizisten ungestört zuschlagen«.
Die theoretischen Texte stellen die

Migration in den Zusammenhangder
neuen »postfordistischen Modernisic-

rung« auf den Weltmarkt. Bemer-

kenswert, daß hier mit Georg Luiz

und Christine Parsdorfer zwei Mitar-

beiterInnen des bündnisgrünen Eu-

ropaabgeordneten Wilfried Telkäm-
per mit klar antikapitalistischen Ana-
lysen vertreten sind. Nur merkwür-

dig, daß in der grünen Politik davon
auch nicht Spuren erkennbarsind.
Lutz setzt sich mit den »morali-

schen Hammerargumenten« von end-
losen Flüchtlingstrecks, neuen Völ-

kerwanderungen etc. auseinander,
mit denen Teile der Antirassismusbe-

wegung mobilisieren und damit un-
gewollt rassistischen Argumenten
Vorschubleisten. Als gutes Beispiel
kann hier der Film »Der Marsch«gel-
ten, der sowohl auf vielen Aktionsta-
gen zu Rassismus und Antirassismus
gezeigt wurde, als auch von jenen Po-
litikerInnen angeführt wird, die die
Festung Europa mit militärisch be-

wachten Grenzen propagieren. Die
Botschaft des Filmes »wenn wir nichts

tun, kommendie Fremden zu uns«,ist

eben interpretierbar. Beim aktuellen
rassistischen Grundkonsens in
großen Teilen der Metropolenbevöl-
kerung ist wohl klar, wer hier die
größere Definitionsmachtbesitzt.
Parsdorfer setzt sich in ihrem »Vom

»Modell Deutschland« zur »Eihnisie-
rung des Sozialen««betitelten Beitrag
mit dem scheinbaren Widerspruch
zwischen der Globalisierung der Öko-
nomie in den 80er Jahren und dem

zeitgleich anwachsenden Nationalis-
mus auseinander. Ihre These : »Der

Konkurrenzkampf ist heute kein
Kampfnationaler Kapitalien, sondern
ein Kampf um die Anziehung eines
Teils des Weltkapitals und daher um
einen Teil des Mehrwerts... Deshalb

bleibt der Nationalstaat immer noch
eine entscheidende Bestands- und
Reproduktionsbedingung der kapita-
listischen Reproduktion.« Der Zwang
der Nationalstaaten, nicht unmittel-

bar profitträchtige Infrastruktur für
das Kapital bereitzustellen, ist ein
Grund für die Ethnisierung des Sozia-

len.
Der Debattenteil nimmt auf eine

Kontroverse bezug, die im Frühjahr
1994 von der in Hamburgerscheinen-

den antirassistiischen Zeitung
»off limits« mit ihrem Vorschlag
einer Kampagne für die Legali-
sierung von Menschen ohne Auf-

enthaltsstatus ausgelöst wurde.
KritikerInnen sprachen von ei-
ner »national-orientierten

Scheinlösung«und befürchteten,
daß damit die Forderung nach
offenen Grenzen aufgeweicht
werde. Michael Hahn zog Parallelen
zur Situation in den USA, wo 1986 mit

den Immigration Reform and Control

Act (IRCA).ein Teil der bisher illega-
len Einwanderlnnenlegalisiert wur-
de, während der Rest noch schärferer
Repression ausgesetzt wurden. Aller-
dings hat das Gesetz bisher zu keiner
Verringerung der Einwanderung ge-

führt, was offiziell immer propagiert

wurde.

Jan Allers von »off limits« verteidigt
in seinem Beitrag noch einmal den
Legalisierungsvorschlag und nennt
ihn »Orientierung an realen Verhält-
nissen«, die er von einer »Realpolitik,
im schlechten Sinne« abgrenzt, »die
nur daraufhinausläuft, das, was reali-

stisch genannt wird, auch für gut und
richtig zu halten.«

Allerdings endetsein Beitrag mit ei-

nem bemerkenswert negativen Szen-

ario. »Vieles spricht dafür, daß Staat
und Gesellschaft sich zu einer Volks-

gemeinschaft re- formiert haben, in
der es.keine Öffentlichkeit mehrgibt,

die für dieses Thema Interesse auf-
bringt, und keine Menschen,die von
den metropolitanen Verhältnissen

noch nicht soweit geprägt und kor-

rumpiert sind, daß sie für ein Ziel wie
Legalisierung für alle oder auch nur
einzelne Personen oder Personen-
gruppen sich einzusetzen bereit

wären.« Dann aber müßte, so der Au-
tor, zu anderen Formen des politi-
schen Kampfes gegriffen werden.
»Diese zu entwickeln würde eine
ernsthafte Auseinandersetzung mit
den Gründenfür den Aufbau der Gue-
rilla in den Metropolen in den 70er
Jahren und auch deren Scheitern

nötig machen. «

 

Peter Nowak
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Materialien aus der Geschäftsstelle -

Normaler Preis Gruppenpreis

1. Bücher, Zeitschriften und Broschüren: 4

CubaLibre, bis 1990, =: 1,508 431,00 x

Cuba Libre, 1990-91. x 300 u. ... 2,00

CubaLibre, ab 1992 800 .. 4,00

Bastion des Sozialismus, Fidel Castro, Cuba, 4,00 .. 3,00

Die Revolution zu retten,ders...............- 5,00 .. 4,00

Sozialismus oder Tod ders., (7.12.89) 3,00... 250

Kubableibt beim Sozialismus,ders., (7.3.90).... .. 4,00 ...

Uns zwingt niemandauf die Knie,ders... .. 4,00...

Berichtigung vonFehlern, ders

Kuba-Geograp. Landeskunde, Hönsch,F. + I.,

Jose Marti-Hoy-Heute, H.E.Gross/F.Kumpf...

Adelante Kubal,H.E.Gross/K.Thüsing (Hrsg.)..

Trinidad M.Franzbach(Hrsg),(Textbildband).....

Wir stellen uns der Herausforderung Carlos Lage Dävila, (1993)..

Parte de mi alma Winnie Mandela,

Bilder vom MenschenKatalogheft .

ErkundungenIl, 39 kubanische Erzähler

Dokumentedes4. Parteitages der PCC....

Dokumentation - Demonstration 16.10.1993.......

BACKFIRE Ron Ridenour-, der größte Flop der CIA,.

Edition CubaLibre 1/94-Raul Castro

Edition Cuba Libre 2/94- Fidel Castro..

Trikont-Veranstaltung (20 Jahre FG) un

Jose Marti - Zum 100. Todestag Hacker/Messerschmid/Sack/Weinzierl, .........

2. Plakate:
Che Guevara, Körda-Foto ........eenenenenennnennen

Krokodilplakat, Farbe

25.Jahrestag-Faust m. Taube(Veranstaltungen)....

Gegendie US-Blockade.....

Bildmappe a'12 Bilder

3. Aufkleber:
Kubaflagge mit Fidel,

4. Textilien:
T-Shirt, schwarz, Größen L + XL, mit Aufdruck:

Fidelschwingt Baseball-Keule und »

Contra el bloqueo« auch mit »Brigade Jose Marti«.....unnessesneernnenennenennsensnen20,00en17,00

5. Getränke:
Rum,HavanaClub, 3jährig, Flasche

Rum,HavanaClub,5jährig, Flasche

Rum,HavanaClub, 7jährig, Flasche

  
  

  

   

 

  

  

  

  

    

  

   

  

 

  

    

  

 

 

 

 

  
‚ 1,00

  

6. Münzen:

1:Pesö Tamara Bünike....mereeeen10/00... 7,00

Der Versand von Rum erfolgt nur gegen Vorkasse.

Alle Materialien werden gegen Versandkostenerstattung verschickt!



icht mehr nur mit Rum
Nund Coca Cola, sondern

auch mit politischen En-
gagement will sich die Firma
»Bacardi« künftig für ein »Cu-
ba Libre« US-amerikanischer-
Prägung starkmachen und die
Regierung von Fidel Castro in
die Knie zwingen..Nach Berich-
ten der Tageszeitung Miami
Herald führt der Spirituosen-
hersteller eine Gruppe kubani-
scher Unterehmer in den
USA an,die den Vorschlag der
Kongreßmitglieder Jesse

Helms und DanBurton füreine
Verschärfung des Wirtschafis-
und Handelsembargos gegen
Havanna aktiv unterstützen.
Der bereits vom Repräsentan-
tenhaus gebilligte ‚Gesetzent-
wurf sieht auchvor,nacheinem
eventuellen Sturz Castros wich-
tige Bereiche der kubanischen
Wirtschaft denjenigen Unter-
nehmen vorzubehalten, die
vom Exil aus gegen die Herr-
schaft der Kommunisten oppo-
niert hatten.
Obwohl Fidel Castro fester

im Sattel sitzt als noch vor Jah-
resfrist, streiten sich Exilkuba-
ner zunehmend über die Auf-
teilung der Pfründe im postca-
stroistischen Kuba. Die von
Castro enteignete kubanische
Unternehmer-Elite steht ande-
ren Firmen gegenüber, die bis-
lang kaum Kontakte zu dem In-
selstaat oder den Exilierten in
Florida hatten. Bacardi undder
US-kubanische Millionär Jorge
MasCanosa sindfesı entschlos-
sen, nach einem Abtritt Castros
ihr ursprüngliches Eigentum
wiederzuerlangen, um wie frü-
her die Zügel der kubanischen
Wirtschaft in der Hand halten
zu können. Ihre Konkurrenten
hingegen denken bereits daran,

  

Exilkubaner demonstriereninMiamiihreKube-Phantasien ten:ar

jo, 22280
Streit um Kuba-Kuchen
Spirituosen-Hersteller »Bacardi«
unterstützt ultrarechte Exilkubaner

durch die Beteiligung an den US-amerikanischen Rats« vor,
von Castro angebotenen Joint- der die Wirtschaftsressorts in
ventures Einflußsphären ab- einer neuen Regierung Kubas
zustecken. Große Tourismus-, besetzensoll.
Medien- und Supermarkt-

unternehmenwollensich recht-
zeitigein Standbeinsichern.

DieInitiative von Heimsund
Burton sieht außerdem die’
Gründung eines »kubanisch-

Ähnlich wie die Unterneh-
merstreitensich auch die Politi-
ker um die besten Stücke aus
‚dem ersehnten und doch so fer-
nen Kuba-Kuchen.

Carlos Castilho, IPS

 
 

Durchbruch

für Kuba
Karibikinsel gegen

US-Blockade 34
aau PP

as konstituierende Gip-
D4= der Vereini-

gung Karibischer Staa-
ten (ACS) standim Zeichen der
US-Blockadcpolitik gegen Ku-
ba. Bei der Eröffnungszeremo-
nie am Donnerstag auf Trini-
dad kritisierte der kubanische
Staatschef Fidel Castro die Re-
gierung in Washington wegen
ihrer Weisung an Puerto Rico
und die Jungferninseln, der
neuen Staatengemeinschaft
nicht beizutreten.

Ersei von den anderenStaa-
ten der Großen Antillen gebe-
ten worden, »das Fehlen unse-
res Bruderlandes Puerto Rico«
anzusprechen, sagte Castro.
Hintergrund für die Anord-
nung aus Washington an die zu
den USA gehörenden Gebiete
ist die Mitgliedschaft Kubas in
der ACS.

—

CUBA
L se

Die zweitägige Konferenz in
1, der Hauptstadt

vonTrinidad und Tobago, steilt
für Castro einen politischen
Durchbruch zur Überwindung
der Isolation in der Regiondar.
da nahezu alle der 25 Mitglieds-
staaten die Mitgliedschaft Ku-
bas in der Organisation unter
stützten. Am Mittwoch hatten
die Außenminister der AEC-
Staaten eine Abschlußerklä-
rungerarbeitet, in der die Kari-
bikländer die Aufhebung des
US-Handelsembargos gegen
Kuba fordern, im Gegenzug
aber eine Demokratisierung
des kubanischen Regimes ver-
langen.
Auf dem Gipfeltreffen wol-

len 20 Regierungschefs sowie
500 Regierungsbeamte und
Fachleute über Handel, Ver-

kehr und Tourismus in der Ka-
ribik beraten. Die Organisa-
tion wurde im vergangenen

rt, nachdem eine
ssion die Erweiterung

der Karibischen Gemeinschaft
empfohlen hatte, der 14 zu-
meistenglischsprachige Länder
angehörten. Die ACS will die
Position ihrer Länder gegen-
über den USA und der EU stär-
ken. (APIAFPHW)

 

  

 

  



 

10.10.1995: Welweiter Tag der Solidarität mit Cuba

10.10.1868: Tag des Beginns des revolutionären Befreiungskampfes in Cuba

Wir rufen zur Solidarität mit Cuba auf und fordern:

 

DIE BLOCKADE GEGEN

CUBA MUSS SOFORT

BEENDET WERDEN!
Seit über 30 Jahren ist Cuba Opfer des »Wirt-

schaftsembargos« der USA. Die anderen führenden

kapitalistischen Industriestaaten folgen überwie-

gend dieser diskriminierenden Politik. Während

diese Länder Cubaeinerseits das Recht beschnei-

den, frei mit der Welt Handel zu treiben und seine

Anstrengungen behindern, die eigene Volkswirt-

schaft zu entwickeln, wird die cubanische Realität

durch eine beispiellose propagandistische Kampa-

gne gefälscht und verdreht dargestellt.

Bis 1989 konnte Cuba die Auswirkungen der Block-

ade noch durch die wirtschaftliche Zusammenar-

beit mit dem RGW ausgleichen. Heute jedoch, nach

der Auflösung des RGW geht es ums nackte Über-

leben der cubanischen Revolution.

Ist es für die unterentwickelt gehaltenen Länder der

Welt schon schwierig genug, zu überleben, so un-

terliegt Cuba durch die Blockade noch einer

zusätzlichen Behinderung. Weite Teile der Weltöf-

fentlichkeit lehnen die Isolationspolitik gegenüber

Cuba ab und die UN-Vollversammlung hat bereits

drei Resolutionen mit jeweils großer Mehrheit ver-

abschiedet, in denen die Beendigung der Blockade

gefordert wurde.

Mit dieser Demonstration wollen wir unseren Wi-

derspruch dagegen ausdrücken, daß die mächti-

gen Staaten dieser Welt das Selbstbestimmungs-

recht der Völker mit Füßentreten und andere Natio-

nen und Staaten bevormunden und drangsalieren.

»Die Verteidigung des souveränen Rechtes Cubas,

ohne Einmischung sein’ Schicksal nach seinen Be-

dürfnissen und historischen Erfahrungen zu gestal-

ten, bedeutet, das Recht auf die Pluralität der Wege

gegendie politischen und ökonomischen Dogmen,

die für die gesamte Welt festgelegt werden sollen,

zu verteidigen.«

(Aus der Erklärung des »Ersten Welttreffens der So-

lidarität mit Cuba« vom 25.11.1994 in Havanna,

verabschiedet von 3072 Vertreter/innen aus 109

Ländern)

Kommt zur Demonstration

am 7.10.1995

um 14 Uhr, Adenauerplatz, 10629 Berlin-Charlottenburg
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Seas 1er
   

Forschungs-Uund Dokumentationszer
Chile-Lateinamrika e.V,
Mehrminehof=Gneisenaustr. 2
10961 Berlin '
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Es reicht !
„Die Verteidigung des souveränen Rechtes Cubas, ohne Einmischung sein Schicksal
nach seinen Bedürfnissen und historischen Erfahrungen zu gestalten, bedeutet, das
Recht auf die Pluralität der Wege gegen die politischen und ökonomischen Dogmen,
die für die gesamte Welt festgelegt werden sollen, zu verteidigen.”

Aus der Erklärung des „Ersten Welttreffens der Sclidarität mit Cuba“ vom
25.11.1994 in Hiueng, verabschiedet von 3072 VertreterInnen aus 109 Ländern
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